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Vorsitzende Kirstin Korte: Meine Damen und Herren, ein herzliches Willkommen im 
Plenarsaal des Landtags von Nordrhein-Westfalen. Mein herzlicher Gruß gilt den Kol-
leginnen und Kollegen, die wir heute in verschiedenen Kreisen schon einmal getroffen 
haben. Aber mein herzlichster Gruß gilt natürlich den Damen und Herren Sachverstän-
digen, die uns heute mit ihrer Fachkompetenz füttern wollen, sodass wir qualifizierte 
Entscheidungen treffen können. Mein Gruß gilt auch den heute in großer Zahl erschie-
nenen Zuschauern – wir freuen uns über Ihr Interesse an unserer Arbeit und hoffen, 
dass Sie positive Eindrücke mit in Ihre Heimat nehmen können. 

Die heutige Anhörung wird gemeinsam vom Ausschuss für Schule und Bildung und 
dem für Digitalisierung und Innovation ausgerichtet; daher begrüße ich Sie auch ganz 
herzlich im Namen meines Vorsitzendenkollegen Thorsten Schick. Der mitberatende 
Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen beteiligt sich nachrichtlich 
an dieser Anhörung. 

Das Thema der heutigen Anhörung lautet wie folgt: 

 Landesregierung muss kurzfristig ein Konzept zur digitalen Ausstattung 
von Lehrerinnen und Lehrern vorlegen  

  

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 17/2560  

  

– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) – 

Auf Eingangsstatements werden wir verzichten, da der überwiegende Teil der einge-
ladenen Sachverständigen schriftliche Stellungnahmen versandt hat und davon aus-
zugehen ist, dass diese von den Kolleginnen und Kollegen gelesen worden sind. 

Aus gegebenem Anlass weise ich darauf hin, dass die anwesenden Sachverständigen 
von den Fraktionen ausgewählt und benannt worden sind; niemand anderes nimmt 
darauf Einfluss. Des Weiteren teile ich Ihnen mit, dass gestern eine schriftliche Stel-
lungnahme des Philologen-Verbands Nordrhein-Westfalen (17/780) eingegangen ist. 

Die Abgeordneten bitte ich um konkrete Fragen, die möglichst gezielt an einzelne 
Sachverständige gerichtet sind; diese wiederum bitte ich um präzise Antworten. 

Ich eröffne die erste Fragerunde – Frau Beer, bitte. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Vielen Dank an die Sachverständigen für die umfänglichen 
Stellungnahmen, die uns im Vorfeld zugegangen sind. 

In der Sitzung des Ausschusses für Schule und Bildung heute früh – die Vorsitzende 
deutete es bereits an – informierte uns der Staatssekretär darüber, dass die Gesprä-
che zwischen den kommunalen Spitzenverbänden und dem Ministerium auf der Ziel-
geraden seien. Ich bitte Sie, über den inhaltlichen Sachstand und darüber, welche 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 4 - APr 17/353 

Ausschuss für Schule und Bildung (27.) 05.09.2018 
Ausschuss für Digitalisierung und Innovation (15.) bas 
Gemeinsame Sitzung (öffentlich) 
 
 
Vereinbarungen getroffen werden können, zu berichten, damit der Ausschuss auf die-
ser Grundlage das Vorliegende diskutieren kann. 

Zwei Fragen möchte ich an Herrn Schubert bzw. Herrn Heinen richten. Der vorliegende 
Antrag beschäftigt sich mit der digitalen Ausstattung und den rechtlichen Fragen, die 
damit verbunden sind. Das steht aber nicht isoliert in der Landschaft. Was also bedeu-
tet das für die pädagogisch-didaktischen Konzepte? Was sind – gerade auch in Pa-
derborn – die Erfahrungen aus dem Zusammenwirken zwischen Schulträger und der 
18 Jahre währenden pädagogisch-didaktischen Entwicklung? Welche Leitideen wollen 
Sie uns mitgeben? Aus welchen Erfahrungen kann man lernen? 

Eine weitere Frage richtet sich an alle Sachverständigen. Ein Faktor ist der „DigitalPakt 
Schule“ des Bundes und der Länder, von dem wir hoffen, dass aus ihm auch bald 
Mittel für die Schulen in Nordrhein-Westfalen zur Verfügung stehen. Welche Erwartun-
gen haben Sie daran? Zunächst geht es um die weitere Erschließung von Schulen via 
Kabel, vielleicht auch um interaktive Tafeln und Klassensätze von Laptops, die geför-
dert werden können. Wie sieht es dann mit der weiteren Wartung bzw. systemischer 
Unterstützung aus? 

Jochen Ott (SPD): Herzlichen Dank auch von mir, dass Sie zur Verfügung stehen. Ich 
habe mehrere Fragen an verschiedene Sachverständige. 

Zunächst bitte ich den Vertreter der Stadt Köln, Herrn Professor Dr. Engel, darzulegen, 
was es mit dem Betriebs- und Supportmodell auf sich hat. Außerdem bitte ich Sie, in 
diesem Zusammenhang das Konzept einer ganzheitlichen Schul-IT an Kölner Schulen 
zu erläutern. Sie schreiben unter anderem, dass es durchaus wünschenswert wäre, 
landesweit eine ähnliche Herangehensweise zu wählen. Vielleicht können Sie außer-
dem sagen, was Sie sich vom Landesgesetzgeber wünschen würden. 

Von den Vertretern der kommunalen Spitzenverbände wüsste ich gern, wie Sie den 
Vorschlag einer Ihrer Mitgliedskommunen aus der vorliegenden Stellungnahme ein-
schätzen und wie Ihrer Ansicht nach damit umzugehen ist. 

Folgendes haben wir sehr interessiert zur Kenntnis genommen – ich zitiere mit Erlaub-
nis der Vorsitzenden –: „Bei Lehrpersonal gehört zu den Zusammenhangstätigkeiten 
unter anderem das Erstellen von Zeugnissen, Konferenzprotokollen (…). Jene IT-Aus-
stattung, die für diese Tätigkeiten genutzt wird, ist weder als Lehrmittel noch als Ar-
beitsmittel einzustufen.“ Ich finde, das ist eine sehr interessante These des Städtetags 
und des Städte- und Gemeindebundes, und ich bin gespannt, wie die Gewerkschafts-
vertreter das sehen, wenn sie sich die Frage stellen, ob man für Lehrerinnen und Leh-
rer diese Ausstattung braucht und wer dafür verantwortlich ist. 

Ist der Vorschlag der Stadt Köln also ein mögliches Modell oder nicht? Und in Anlehnung 
an Frau Beer: Wie ist der Sachstand in den Gesprächen mit der Landesregierung? 

Eine weitere Frage richte ich an Professor Dr. Grzeszick. Sie beschreiben Regelungsop-
tionen, weisen ausdrücklich auf § 79 des nordrhein-westfälischen Schulgesetzes hin 
und legen dar, dass es wahrscheinlich konkretere Vorgaben zur Ausstattung geben 
muss. Allerdings führen Sie nicht aus, wie die im Einzelnen aussehen könnten; vielleicht 
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können Sie noch etwas dazu sagen, wie eine solche Konkretisierung formuliert werden 
könnte. Schließlich ist es schwierig, in einem Gesetz spezifische IT-Systeme anzuge-
ben. Wie müsste das ausgestaltet sein, damit der Landesgesetzgeber den Konflikten 
zwischen Land und Kommunen an dieser Stelle angemessen begegnen kann? 

Die nächste Frage richtet sich an Frau Balbach. Sie weisen ausdrücklich darauf hin, 
dass ihre Gewerkschaft bezüglich des Prinzips „Bring your own device“ große Beden-
ken hat. Vielleicht können Sie – wie auch die Vertreter der anderen Lehrerverbände – 
Ihre Sichtweise noch einmal ausführen. Zumindest eine Kommune hat schließlich do-
kumentiert, dass es durchaus Möglichkeiten gäbe, Fremdgeräte einzubinden. Die 
Frage ist nur, wie das auf einer rechtlich einwandfreien Ebene geschehen könnte. Viel-
leicht können Sie also noch einmal sagen, warum sie das Prinzip „Bring your own de-
vice“ so klar ablehnen. 

Herr Professor Dr. Kollmann, welche konkreten Vorschläge haben Sie aus Sicht der 
Wissenschaft für uns als Schulpolitiker? In der vergangenen Wahlperiode hatten wir 
Sie hier gelegentlich zum Thema „Digitalisierung insgesamt“ gehört. Uns fehlt in den 
hiesigen Debatten oft das Konkrete; die Vorschläge, die wir einbringen sollten. Viel-
leicht können Sie uns da Hilfestellung geben. 

Schließen will ich mit einer Frage an die Vertreterin von game, dem Verband der deut-
schen Games-Branche, der vor einigen Tagen in Nordrhein-Westfalen auf sehr ein-
drucksvolle Weise die Messe gamescom durchgeführt hat: Welche Möglichkeiten er-
öffnet die Games-Branche der Bildung und den Schulen? Und welche Unterstützung 
erwarten Sie von der Politik, damit das auch vernünftig gelingen kann? 

Frank Rock (CDU): Liebe Experten, vielen Dank für die ausführlichen Stellungnah-
men. Für uns im Parlament ist es schwierig, eine Übersicht über die Strukturen und 
Ideen zu bekommen. In der Union haben wir uns im Vorfeld natürlich intensiv Gedan-
ken darüber gemacht, wie man mit diesen Punkten umgehen kann. 

Im SPD-Antrag wird ein kurzfristiges Konzept gefordert. Vom Vertreter des Städte- und 
Gemeindebunds Nordrhein-Westfalens würde ich gerne erfahren, ob er diese Kurzfris-
tigkeit ebenfalls für notwendig erachtet und inwieweit die ehemalige Regierung dieser 
Kurzfristigkeit innerhalb von sieben Jahren Genüge getan hat. 

(Zuruf von Jochen Ott [SPD]) 

In der Stadt Köln gibt es anscheinend gelungene Ansätze; gut, dass die IT da funktio-
niert – für Rhein-Erft-Kreisler ist es immer interessant, wenn in Köln auch mal etwas 
rund läuft. 

Herrn Schubert bitte ich darum, uns einen Eindruck von den Strukturen in Paderborn 
zu vermitteln und frage – ähnlich wie Herr Ott –, ob Übertragungen möglich sind. Ich 
glaube nämlich, dass wir von Kommunen, die sich bereits auf den Weg gemacht ha-
ben, viel lernen können. Wir müssen nicht alles neu erfinden, sondern können versu-
chen, mithilfe des Prinzips „Best Practice“ Anschluss zu gewinnen. 
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Außerdem noch eine Frage an Professor Dr. Grzeszick zu § 79 Schulgesetz NRW: Wo 
sehen Sie dort die Kernpunkte bzw. Probleme? 

Franziska Müller-Rech (FDP): Liebe Sachverständige, vielen Dank für Ihre Stellung-
nahmen und dafür, dass Sie heute hier sind, um uns wichtigen Input für unsere Arbeit 
zu geben. 

Erfolgsmodelle gibt es nicht nur bei kommunalen Trägern, sondern auch bei den Er-
satz- und Ergänzungsschulen im Land. Daher richtet sich meine erste Frage an Frau 
Roepke: Können Sie Praxisbeispiele dafür nennen, wie die Ersatz- und Ergänzungs-
schulen in NRW mit dieser Thematik umgehen? Wie diese Schulen ausgestattet sind, 
würde mich ebenfalls sehr interessieren. 

Weitere Fragen habe ich an die Vertreter der Lehrerverbände, zunächst an Frau 
Balbach: Für welche Zwecke brauchen Lehrerinnen und Lehrer im Land digitale End-
geräte schon heute bzw. in Zukunft? Wie werden diese Geräte verwendet? Welche 
Anforderungen müssen diese Geräte Ihrer Ansicht nach erfüllen? 

Die Frage an Frau Finnern bezieht sich direkt auf das Thema „Datenschutz“. Sie haben 
in der Stellungnahme die Dienstanweisung aus dem Ministerium zur automatisierten 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten kritisiert. In der Stellungnahme der Ar-
beitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände NRW haben wir gelesen, dass 
die Datenschutzvorgaben auch bislang schon zu berücksichtigen waren. Inwieweit se-
hen Sie in der Mitteilung des Ministeriums vom Anfang des Jahres 2018 eine Verschär-
fung der Datenschutzvorgaben, und welche Aspekte sind neu? 

Helmut Seifen (AfD): Zunächst habe ich eine Frage an Professor Dr. Engel vom Amt 
für Informationsverarbeitung der Stadt Köln. Sie beschreiben die zentrale IT-Betreu-
ung der Schulen in Köln sehr ausführlich. Ich selbst habe das in meinem Berufsleben 
auch erfahren dürfen, sowohl in Münster als auch in Gronau; das klappte hervorra-
gend. 

Meine Frage zielt darauf ab, inwiefern auch die Arbeiten zu Hause – beispielsweise 
über Microsoft Office 365 mit seinen codierten Zugängen – datenschutzrechtlich ab-
gesichert sind. Ist dadurch die hier umgehende Sorge, dass Lehrer ein extra Gerät zu 
Hause haben müssten, möglicherweise unbegründet? 

Eine weitere Frage richtet sich an die Vertreter der kommunalen Spitzenverbände. Ich 
weiß, dass die Kommunen seit den Jahren 2003, 2004 bzw. 2005 für sich entscheiden, 
ob sie eine zentrale IT-Versorgung der Schulen vornehmen oder nicht. Einige Städte 
waren sehr forsch und schnell dabei, andere musste man zum Jagen tragen.  

Haben Sie einen Überblick bzw. eine Übersicht, wie viele Städte das bereits machen? 
Und daran anschließend: Welche Möglichkeiten hätten die kommunalen Spitzenver-
bände, auf die Städte einzuwirken, dass sie diese segensreiche Einrichtung möglichst 
alle favorisieren? Und wie könnten die kommunalen Spitzenverbände die Städte in 
dieser Sache unterstützen? Ich selbst habe in meinem Berufsleben erfahren, dass 
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dadurch sehr viele der hier geschilderten Probleme zwar nicht ganz beseitigt, aber 
zumindest minimiert werden. 

Ich bin mir nicht sicher, ob man ein Endgerät braucht. Ich habe nur eingeschränkte Er-
fahrungen aus meinem kleinen Bereich des Schullebens; es gibt ja noch andere Schulen 
und viele Tausend Lehrer. Deshalb meine Frage an die Vertreter der Lehrerverbände: 
Haben Sie Erkenntnisse darüber, ob es in der Lehrerschaft das Verlangen gibt, eigene 
Endgeräte zur Verrichtung von datensensiblen Arbeiten zu Hause zu haben? 

Dr. Jan Fallack (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen e. V.): Frau Vor-
sitzende, meine sehr geehrten Damen und Herren, ganz herzlichen Dank für die Ein-
ladung. 

Frau Beer, Sie erkundigten sich nach dem Sachstand bei den Gesprächen zwischen 
den kommunalen Spitzenverbänden einerseits und der Ministerialverwaltung – ich be-
ziehe das auf das MSB – andererseits. Nach dem letzten mir bekannten Stand gibt es 
regelmäßige Gespräche über alle möglichen Themen, die die Schulträger betreffen; 
das Thema „Endgeräte für Lehrer“ gehört natürlich auch dazu. 

Die kommunalen Spitzenverbände haben in dieser Sache die Position vertreten, die 
Ihnen durch die Stellungnahme bekannt geworden ist. Es gibt divergierende Auffas-
sungen darüber, welchen Umfang die Pflichtaufgabenzuweisung nach § 79 Schulge-
setz NRW hat.  

Die kommunalen Spitzenverbände haben deutlich gemacht, dass sie das Thema „Leh-
rer-PCs“ eher in einer Gesamtdiskussion über die Finanzierung von Endgeräten im 
Schulbetrieb angesiedelt sehen, da es eine singuläre Frage ist, die man nicht losgelöst 
von anderen Fragen beantworten kann. Das ist der letzte Stand; eine konkrete Verein-
barung ist mir nicht bekannt. 

Außerdem erkundigten Sie sich nach den Erwartungen der kommunalen Spitzenver-
bände an den „DigitalPakt Schule“ – die sogenannten Wanka-Milliarden. Mir sind in 
diesem Zusammenhang noch keine konkreten Festlegungen des Bundes bekannt. Ich 
weiß nur, dass es ein Digitalisierungspaket ist und welchen Umfang es haben soll.  

Unsere Erwartung ist natürlich, dass darüber Mittel an die Kommunen im Land weiter-
gegeben werden, die nach Möglichkeit im Digitalisierungsbereich Verwendung finden 
sollen. Anders als bei „Gute Schule 2020“ wird es wohl eine enge Zweckbindung ge-
ben – das ist schon bekannt, viel mehr aber nicht. Insofern bewegen sich unsere Er-
wartungen in einem entsprechenden Rahmen. Wir gehen davon aus, dass noch wäh-
rend der laufenden Legislaturperiode des Bundestags Mittel zur Verfügung gestellt 
werden – aber Genaueres ist mir dazu nicht bekannt. 

Nun gehe ich zu den Fragen von Herrn Ott über. Sie sprachen den in vorliegender 
Stellungname unterbreiteten Vorschlag der Stadt Köln an. Den habe ich so verstan-
den, dass man es befürworten würde, die Ausstattung der Schulen mit Endgeräten in 
die Hände der Schulträger zu legen. Das ist sicherlich eine Position, die von den kom-
munalen Spitzenverbänden mitgetragen werden würde. Die Stadt Köln ist ein sehr gro-
ßer Schulträger und hat enorme Erfahrungen in diesem Bereich.  
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Es ist sicherlich richtig, dass man die beiden Systeme – Endgeräte, die von Schülern 
und Endgeräte, die von Lehrern verwendet werden – schlecht voneinander trennen 
kann. Es ist sinnvoll, dass sie aus einer Hand administriert werden. Ansonsten würde 
man Gefahr laufen, dass die Systeme an einen Punkt gelangen, an dem sie nicht mehr 
kompatibel sind. 

Das passt auch zu der Position, die ich eben beschrieben habe. Die Spitzenverbände 
wünschen sich natürlich eine Diskussion über die gesamte Finanzierungsgrundlage 
und keine über die Finanzierung von einzelnen Posten. 

Ich komme zu der Frage von Herrn Rock. Sie erkundigten sich, ob aus Sicht der kom-
munalen Spitzenverbände in dieser Angelegenheit Kurzfristigkeit geboten bzw. ange-
messen ist. Das zu bewerten, fällt uns naturgemäß schwer. Wir stellen aber fest, dass 
es in diesen Fragen durchaus Handlungsdruck gibt; wir sehen auch die kurzen Fristen 
für Stellungnahmen – nicht nur in dieser Sache, sondern auch in anderen. 

Auf der einen Seite ist es nachvollziehbar, dass gerade das Land bestrebt ist, in Digi-
talisierungsfragen nicht den Anschluss zu verlieren; wenn hier etwas machen will, 
sollte man es auch zeitnah auf den Weg bringen – das ist sicherlich richtig. Auf der 
anderen Seite vertreten wir die Position, dass man Lösungen gründlich ausarbeiten 
sollte. Auch wenn das ein paar Tage länger dauert, ist uns das lieber, als eine unzu-
reichende Lösung, die man hinterher nachbessern muss. 

Herr Seifen, Sie erkundigten sich, ob den kommunalen Spitzenverbänden Übersichten 
darüber vorliegen, nach welchen Modellen die Schulträger ihre Schulen ausstatten. 
Mir ist das nicht bekannt, wir erheben keine diesbezüglichen Daten. Wir haben bisher 
nicht die Veranlassung gesehen, das im Einzelnen abzufragen. Ich prognostiziere 
auch, dass derartige Abfragen eine sehr komplizierte Datenlage offenbaren würden. 

(Helmut Seifen [AfD]: Ich hatte nicht die Ausstattung gemeint, sondern 
inwieweit von den Städten zentraler IT-Support geleistet wird.) 

– Die Antwort ist die gleiche: Mir ist keine entsprechende Übersicht bekannt; mir ist 
auch nicht bekannt, dass solche Daten jemals erhoben worden wären. 

Sie fragten außerdem nach den Einflussmöglichkeiten der Verbände. Natürlich können 
die Spitzenverbände Empfehlungen geben; in der Regel werden diese von den Mit-
gliedskommunen berücksichtigt, auch wenn sie nicht immer eins zu eins umgesetzt 
werden. Es gibt natürlich sehr spezifische Bedürfnislagen in der homogenen kommu-
nalen Landschaft Nordrhein-Westfalens.  

Wir können keine verpflichtenden Vorgaben machen – das möchten wir auch nicht. 
Empfehlungen können wir geben, und sollte das sinnvoll erscheinen, würden wir das 
auch in diesem Fall tun. 

Thomas Krämer (Landkreistag Nordrhein-Westfalen): Da wir als kommunale Spit-
zenverbände eine gemeinsame Stellungnahme abgegeben haben, beschränke ich 
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mich im Hinblick darauf, dass noch viele andere sprechen werden, auf Ergänzungen – 
grundsätzlich vertreten wir in dieser Sache die gleiche Auffassung.  

Zunächst nehme ich Stellung zu dem, was Frau Beer gefragt hat; die Antwort wird 
umfassend ausfallen und vielleicht die eine oder andere Frage mit abdecken. Aufgrund 
der staatlich-kommunalen Verantwortungsgemeinschaft in Schulfragen stehen wir mit 
dem MSB in laufendem Austausch; auf der Ebene unserer Beigeordneten und des 
Staatssekretärs gibt es regelmäßige Arbeitsgespräche. 

Selbstverständlich haben wir unter anderem über dieses Thema, das Anfang 2018 in 
der Öffentlichkeit präsenter wurde, miteinander diskutiert und vereinbart, es auf kon-
struktive Weise weiterzuverfolgen. Insofern sind wir nicht nur gesprächsbereit, sondern 
befinden uns in laufenden Gesprächen. Wie der Gesprächsstand ist, kann ich zu die-
sem Zeitpunkt nicht sagen; denn das ist teilweise davon abhängig, wie man sich hier 
positioniert bzw. wie man sich in unseren Gremien äußert – auch das müssen wir je-
weils widerspiegeln. Es gibt also keinen konkreten Sachstand, über den man hier be-
richten könnte. 

Vom „DigitalPakt Schule“ erwarten wir im Wesentlichen, dass es sich dabei um ein 
Investitionsprogramm handeln wird. Für uns wäre insbesondere wichtig zu klären, wie 
die Verknüpfung mit „Gute Schule 2020“ gelingen kann. Sie wissen, dass zwischen 
Schulministerium und kommunalen Spitzenverbänden Diskussionen darüber stattfin-
den, wie der derzeitige Mittelabruf ist.  

Investitionsprogramme haben naturgemäß das Problem, dass sie meistens auf einen 
bestimmten, recht kurzen Zeitraum angelegt sind und dann abgearbeitet werden müs-
sen. Bei Unternehmen, die die baulichen Maßnahmen in den Schulen durchführen 
müssen, kann es wegen der Auftragslage zu Schwierigkeiten mit der zeitnahen Um-
setzung kommen. 

Wir haben die Erwartung, dass die Verknüpfung zwischen „DigitalPakt Schule“ und 
„Gute Schule 2020“ gelingen wird; wir gehen davon aus, dass die Landesregierung 
entsprechend tätig ist. Es wäre uns sehr wichtig, dass das Zusammenwirken des lo-
benswerten Programms „Gute Schule 2020“ mit dem „DigitalPakt Schule“ am Ende 
der Programmzeiträume zu einer vernünftigen Digitalausstattung geführt haben wird. 

Die Frage von Herrn Ott überspringe ich im Hinblick auf das, was Herr Dr. Fallack 
gesagt hat. 

Bezüglich der Notwendigkeit der Kurzfristigkeit des Programms gilt letztlich das, was 
ich bereits ausgeführt habe: Wir befinden uns in einem laufenden Prozess, und zu-
sammen mit dem Land – koordiniert durch die gemeinsame Institution der Medienbe-
ratung NRW – treffen wir uns regelmäßig in Arbeitsgruppen, die sich mit der notwen-
digen technischen Ausstattung beschäftigen. Dabei geht es vor allem um die techni-
sche Ausstattung der Schulen insgesamt. Es geht aber auch um die erforderliche Un-
terscheidung zwischen Schulverwaltung und pädagogischen Notwendigkeiten – eine 
Differenzierung, die in den Stellungnahmen mehrfach auftaucht. Letztlich arbeiten wir 
daran schon seit einiger Zeit; eine kurzfristige Anfrage ist für uns in diesem Fall also 
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nicht gegeben. Vielmehr handelt es sich um einen laufenden Prozess, an dem wir ge-
meinsam arbeiten. 

Herr Seifen hatte nach dem Einfluss der kommunalen Spitzenverbände gefragt. Mit 
unseren Mitgliedern stehen wir in den Gremien natürlich in ständigem Austausch und 
besprechen dort regelmäßig Fragen der IT-Ausstattung. Wir sind keine übergeordnete 
Institution, sondern mitgliedergetragen, und auf die Beschlussfassung unserer Mitglie-
der sind wir nicht nur angewiesen, vielmehr ist sie der Kern unserer Position.  

Wir sind uns bewusst – auch bei den Vorbereitungen unserer Gremiensitzungen –, 
dass die Frage der technischen Ausstattung an Schulen und die gleichzeitige Verwal-
tung durch die Kommunen selbst eine der Kernfragen der Digitalisierungsstrategie ist. 

Prof. Dr. Bernd Grzeszick (Universität Heidelberg, Juristische Fakultät, Institut 
für Staatsrecht, Verfassungslehre und Rechtsphilosophie): Zwei Fragen von 
Herrn Ott bzw. Herrn Rock richteten sich konkret an mich. Herr Rock stellte die allge-
meinere Frage; es macht inhaltlich Sinn, ihre Beantwortung voranzustellen. Anschlie-
ßend kann man die Details, die die Folgen betreffen, erörtern. 

Die Frage zielte auf den Kerngehalt von § 79 Schulgesetz NRW ab: Was kann man 
dieser Regelung jetzt schon bezüglich der IT-Ausstattung von Lehrerinnen und Leh-
rern entnehmen? Da muss ich zunächst einen Disclaimer anbringen; diese Frage ist 
von der bisherigen Rechtsprechung – abgesehen von einer Entscheidung, die mittel-
bar darauf eingeht – nicht erörtert worden. Ich kann Ihnen also nicht sagen, wie der 
Stand dazu ist; es gibt nämlich keinen. 

Nähert man sich dem Thema mit allgemeinen juristischen Grundsätzen, kommt man 
zu dem Schluss, dass die IT-Ausstattung an Schulen auch für das Lehrpersonal prin-
zipiell zu den Dingen gehört, die von § 79 schon erfasst sind. Dass die IT-Ausstattung 
von Lehrerinnen und Lehrern zu den dort geregelten Aufgaben gehört, kann man die-
ser Vorschrift relativ klar entnehmen. Schwieriger wird es bei den Details: Wie weit 
geht die Pflicht? Wer hat dies zu leisten? Und was steckt da im Einzelnen drin? 

Der Umfang der Ausstattung bleibt in weiten Teilen offen. Entscheidend ist die Vor-
gabe, dass sich die Sachausstattung – zu der auch die IT-Ausstattung gehört – am 
allgemeinen Stand der Technik und Informationstechnologie zu orientieren hat. Wir 
haben eine allgemeine Klausel, die auf einen allgemeinen Stand verweist und die le-
diglich „Orientierung“, keine „Wiedergabe“ und erst recht kein „Übertreffen“ verlangt. 
Verlangt wird also nur, dass bei der Ausstattung versucht werden soll, das anzupeilen, 
was in diesem Bereich zur allgemeinen Verwaltungs-IT gehört – mehr steht da tat-
sächlich nicht. 

Wenn man sich mit der Norm befasst, muss man negativ anmerken, dass am Heimar-
beitsplatz benutzbare Endgeräte nicht erfasst sind. Die derzeitige gesetzliche Rege-
lung stellt einen relativ engen Konnex zur Schule und ihrer Sachausstattung her. Zu 
dieser organisatorischen bzw. räumlichen Gesamtheit gehört nach allgemeiner Ausle-
gung nicht der Heimarbeitsplatz. Konkret gesagt: IT-Endgeräte, die Lehrer auch mit 
nach Hause nehmen können, wie beispielsweise Laptops, werden nach derzeitigem 
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Rechtsstand wohl nicht von dieser gesetzlichen Regelung umfasst. Das sind die darin 
enthaltenen Grundsätze, im Übrigen ist da relativ viel Luft. 

Interessant ist das auch im Rahmen der Schulpauschale. Gesetzlich gesprochen hat 
der Gesetzgeber das, was im Gemeindefinanzierungsgesetz wiederholend wiedergege-
ben wird, der Sache nach aufgegriffen und der Berechnung der Pauschalen zugrunde 
gelegt. Das heißt, mittelbar erfolgt damit eine Anerkennung dieser Rechtsansicht.  

Was folgt daraus für die möglichen Regelungsoptionen, die ich angesprochen habe? 
Die zu beantwortende Frage wäre, wer was erhalten soll und ob das verbindend, pflich-
tig, umfassend, teilweise oder eine freiwillige Zielvorgabe ist. Das sind Rechtsfragen 
auf die man eingehen müsste, die man konkretisieren sollte. 

Einen Bereich müsste man wohl tatsächlich gesetzlich regeln: Ob die Bereitstellung 
persönlicher Geräte, die die Lehrerinnen und Lehrer mit nach Hause nehmen können, 
verpflichtend sein soll. Hier sollte man § 79 dahin gehend ergänzen, ob man eine ver-
pflichtende Bereitstellung möchte oder nicht – so oder so wäre hier eine Konkretisie-
rung auf Gesetzesebene hilfreich. 

Abgesehen davon würde es näher liegen, eine Verordnung zu schaffen, weil diese 
schneller an technische Entwicklungen angepasst werden könnte. Hier muss der Ge-
setzgeber nicht zwingend tätig werden, zumal auch keine wesentliche Frage betroffen 
ist. Er muss es nicht, kann es aber natürlich aufgreifen. Aber wegen des Detailreich-
tums wäre es eine typische Verordnungsaufgabe. 

Hier muss man entscheiden, was dem Einzelnen tatsächlich zustehen soll. Vorab 
müsste man die Frage klären, ob man eine verbindliche Vorgabe will oder eine Soll-
vorschrift, die keine Rechtsverbindlichkeit hat. Das hat Folgen für die Konnexitäts-
pflicht und die Finanzierung – ist es verpflichtend, muss es ausgeglichen werden; ist 
es nicht verpflichtend, muss es nicht ausgeglichen werden. 

Weitere Fragen betreffen den möglichen Standard: Soll es ein Grundsatz sein? Sollen 
ein Niveau oder eine Mindestausstattung garantiert werden? Sollen Organisationsfra-
gen im Einzelnen aufgenommen werden? Schreibt man also hinein, dass jeder Lehrer 
ein adäquates Endgerät haben soll – mobil und mit nach Hause zu nehmen oder nicht? 
Legt man einen Standard fest oder verweist man auf andere?  

Das kann die Ministerialverwaltung über die Verordnungsgebung jeweils dynamisch 
konkretisieren und anpassen. Man könnte auch eine Öffnungsklausel mit hineinneh-
men. Hier kann man sich an andere Regulierungen, beispielsweise aus dem Umwelt- 
oder Technikrecht, anlehnen und viel übernehmen. Diese Dinge wären für die Konkre-
tisierung hilfreich. 

Der besondere Vorteil des Verordnungsrechts ist, dass es bei anstehenden techni-
schen Sprüngen oder angestrebten Gesamtpaketlösungen, beispielsweise zusammen 
mit der Verwaltungs-IT, recht schnell angepasst und parallel getaktet werden kann. 
Bei einem Gesetz wäre das schwieriger und würde länger dauern. 

Maike Finnern (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft NRW): Ich werde mit 
der Beantwortung der Fragen beginnen und dann an Herrn Hofmann weitergeben, der 
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einige Antworten konkretisieren wird. Zunächst werde ich die Frage von Frau Beer zu 
den Erwartungen an den „DigitalPakt Schule“ beantworten. 

Wir haben immer schon – auch auf Bundesebene – die Forderung formuliert, das Ko-
operationsverbot vollständig aufzuheben, damit mehr finanziert werden kann. Der „Di-
gitalPakt Schule“ des Bundes und der Länder steht nun in Aussicht, ohne dass man 
viel darüber weiß. Wir erwarten, dass das künftig zur Verfügung stehende Geld in die 
Infrastruktur fließen wird, beispielsweise könnte damit der Ausbau von WLAN-Netz-
werken oder Gigabitleitungen finanziert werden. Endgeräte fallen meiner Meinung 
nach nicht darunter, das Geld wird eher in die Infrastruktur gehen.  

Es ist trotzdem wichtig, dass wir diese Geräte bekommen. Und damit leite ich über zur 
Frage von Herrn Ott: Was ist Arbeitsmittelausstattung für Lehrkräfte und wer soll die 
bezahlen? Aus unserer Perspektive ist es von großer Bedeutung, dass es diese Ar-
beitsmittel gibt. Dabei muss man die beiden Bereiche, für die digitale Arbeitsgeräte 
gebraucht werden, unterscheiden: zum einen für die Vorbereitung des Unterrichts, bei-
spielsweise zu Hause; zum anderen für die Verarbeitung personenbezogener Daten.  

Die beiden Bereiche, in denen mit digitalen Endgeräten gearbeitet wird, haben eine 
unterschiedliche Qualität. Bei den personenbezogenen Daten müssen wir uns natür-
lich an die Regelungen zum Datenschutz halten. Ich finde es außerdem sehr wichtig, 
dass die Kolleginnen und Kollegen rechtssicher arbeiten können; genau das ist aber 
schwierig, wenn sie ihre privaten Geräte verwenden. Für diesen Bereich lautet die 
klare Forderung also, dass jeder den Zugang zu einem dienstlichen Gerät braucht. 

Es ist aber auch schwierig, die privaten Geräte pädagogisch zu nutzen. In unserer 
Stellungnahme haben wir einen Aspekt, der häufig vergessen wird, angeführt: Wenn 
Lehrkräfte mit ihren privaten Geräten arbeiten, tun sie das mit Softwarelizenzen für 
den privaten Gebrauch. Diese Lizenzen dürfen sie aber nicht ohne Weiteres in der 
Schule verwenden, da es dort andere Verwendungshintergründe gibt. Auch dieses 
Beispiel verdeutlicht die Schwierigkeiten bei der Verwendung von privaten Geräten. 

Wir als GEW lehnen das Prinzip „Bring your own device“ für die Arbeit in der Schule 
ab. Ich ziehe eine andere Berufsgruppe – die Polizei bietet sich an – zum Vergleich 
heran: Die Polizei hat Tablets in ihren Streifenwagen, und niemand käme auf die Idee, 
zu fordern, dass die Polizisten ihre privaten Geräte dienstlich nutzen sollen. 

Für uns ist es also eine klare und grundsätzliche Forderung: Der Arbeitgeber hat seine 
Beschäftigten den Arbeitsanforderungen entsprechend auszustatten; dazu gehören di-
gitale Endgeräte – ich glaube, das steht heutzutage nicht mehr zur Diskussion. 

Für die Bezahlung der Ausstattung der Beschäftigten ist formal der Arbeitgeber zustän-
dig, bei den Lehrkräften also das Land. Bei den Schulbüchern allerdings sind für die 
Lehrkraftexemplare die Kommunen zuständig. Es wäre gut, wenn es eine Einigung 
gäbe. Für uns steht jedenfalls fest, dass Lehrkräfte eine entsprechende Infrastruktur 
brauchen.  

Sie brauchen außerdem – danach wurde ebenfalls gefragt – funktionierenden Support; 
das ist ein sehr wichtiger Aspekt. Sollte etwas nicht funktionieren, ist es entscheidend, 
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jemanden ansprechen zu können, der hilft. Denn wenn ich im Unterricht mit digitalen 
Mitteln arbeite und der Support ist nicht gewährleistet, probiere ich es vielleicht noch 
zweimal und gehe nach dem dritten gescheiterten Versuch wieder zu analogen Me-
thoden über, schon weil es im Unterricht ansonsten einfach zu lange dauern würde. 

Eine mittelgroße Schule mit 500 bis 700 Schülerinnen und Schülern und – je nachdem 
wie viele Teilzeitkräfte beschäftigt sind – 50 bis 70 Lehrkräften braucht, ähnlich wie 
eine Firma, Menschen, die nur für diesen Support zuständig sind. Es kann nicht sein, 
dass der Informatiklehrer oder die Mathelehrerin, die sich in das Thema eingearbeitet 
haben, den Support im Rahmen von zwei Stunden Entlastungszeit nebenbei erledigen. 
Der Support muss professionell betrieben werden, und Ansprechpartner müssen zur 
Verfügung stehen, wenn sie gebraucht werden. 

Ebenfalls erforderlich sind ein Konzept und Fortbildungen, damit alles ineinandergrei-
fen kann. Es macht keinen Sinn, zahlreiche Geräte anzuschaffen, von denen keiner 
weiß, was damit zu tun ist. All das muss Hand in Hand gehen.  

Das Prinzip „Bring your own device“ lehnen wir jedenfalls ganz klar ab. 

Die Beantwortung der Frage von Frau Müller-Rech zur Dienstanweisung gebe ich wei-
ter an Herrn Hofmann. 

Joachim Hofmann (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft NRW): Ich gehe 
zunächst auf den Datenschutz ein, da Frau Müller-Rech anmerkte, dass es den schon 
immer gegeben habe. 

In der Tat stammt die erste diesbezügliche Dienstanweisung aus dem Jahr 1988, und 
die ist bis zum Februar 2018 nie geändert worden. Blickt man in der Historie auf das 
Jahr 1988 zurück – da habe ich Abitur gemacht –, stellt man fest, dass gerade der 
Übergang des Diskettenformats von fünfeinviertel auf dreieinhalb Zoll stattfand. Es 
wurde vorgeschrieben, dass die Taschen, in denen diese Disketten transportiert wer-
den, verschlossen sein müssen. In den 80er-Jahren kam dann auch das Internet auf, 
in den 90ern kam USB hinzu und heute legen wir unsere Daten in Clouds ab. Trotz 
dieser Weiterentwicklungen wurde die Regelung nicht angepasst. 

All das geschah ohne Einbeziehung der Lehrkräfte. Es gab keine Hinweise, deshalb 
war jeder überrascht, dass es das gab – wahrscheinlich sogar im eigenen Haus. 

Heute haben wir andere technische Anforderungen zu erfüllen. Wenn wir nicht darauf 
achten, sind unsere Daten quasi überall; wir müssen es trennen. Auch in pädagogi-
sche Programme kann man sich über Twitter, Google usw. einloggen. 

Was den Datenschutz angeht: Auf meinem privaten Gerät habe ich nicht nur meine 
privaten Kontakte, sondern beispielsweise auch die von Eltern – das ist ein nur schwer 
zu überblickendes Feld. Wenn ich mein privates Gerät auch für Social Media oder 
Messenger wie beispielsweise WhatsApp nutze, kann ich es für die Schule gar nicht 
einsetzen; dann bräuchte ich eigentlich ein gesondertes Gerät. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 14 - APr 17/353 

Ausschuss für Schule und Bildung (27.) 05.09.2018 
Ausschuss für Digitalisierung und Innovation (15.) bas 
Gemeinsame Sitzung (öffentlich) 
 
 
Ein weiteres Problem ist, dass die Lehrkräfte in diesem Bereich überfordert sind. Man 
muss eine Menge IT-Wissen haben, um das trennen zu können – das ist de facto nur 
sehr schwer möglich.  

Hinzu kommt, dass wir über E-Mails und alle möglichen anderen Wege kommunizie-
ren. Wir müssen unsere Daten speichern, Back-ups machen und wieder löschen. All 
das muss ich unter Kontrolle haben; derartige IT-Kenntnisse können von normalen 
Lehrkräften nicht verlangt werden. Deshalb muss es im Verwaltungsbereich unbedingt 
dienstliche Rechner geben.  

Hier gilt es zu beachten, dass die beispielsweise an LOGINEO angebunden sein wer-
den. Es ist eine komische Situation, wenn von kommunaler oder staatlicher Seite 
Clouds auch für den privaten Rechner zur Verfügung gestellt werden. Ist das ge-
schützt, wenn ich mich einlogge? Kann ein Kollege, der Viren auf dem Rechner hat, 
dafür haftbar gemacht werden? 

Zusammengefasst: Regelungen zum Datenschutz gibt es schon lange, aber mittler-
weile leben wir in einer ganz anderen Welt bzw. in einem neuen Zeitalter, und das 
wurde nicht ausreichend berücksichtigt – so viel zum Datenschutz. 

Brigitte Balbach (lehrer nrw): Frau Korte, liebe Abgeordnete, herzlichen Dank für die 
Einladung. Mein Kollege wird gleich etwas zum Prinzip „Bring your own device“ sagen, 
auch aus Sicht der Hauptpersonalräte. 

Für den vorliegenden Antrag der SPD bin ich sehr dankbar. Ich finde es wichtig, dass 
dieses Haus über ein Gesamtkonzept berät, dass sich nicht nur auf das Prinzip „Bring 
your own device“ oder die Frage, was für Geräte wir in Schulen brauchen, beschränkt. 

Ich glaube, dass das Thema in Fragestellungen eingebunden werden muss, die auch 
außerhalb der Schule in der Gesellschaft stattfinden; so kann man beides zusammen-
führen. 

Auch meinem Vorredner Herr Hofmann bin ich sehr dankbar, da er auf den Punkt ge-
bracht hat, worum es eigentlich geht: Die Schulen haben sich schon längst auf den 
Weg gemacht. Sie haben auch Dinge für sich in Anspruch genommen, die eindeutig 
mit Digitalisierung zu tun haben. Daher ist es wichtig, hier darauf zu pochen, ein Ge-
samtkonzept zu bekommen. Nicht jeder Bezirk sollte machen, was er möchte, nicht 
jede Schulform sollte etwas anderes machen; wenn sich jeder selbst um die Sicherheit 
kümmern würde, würde uns das alle in Teufels Küche bringen. Das können wir uns 
einfach nicht erlauben. 

Insofern finde ich den Anspruch richtig, ein Gesamtkonzept zu entwickeln. Was das be-
deuten kann, möchte ich in einigen Punkten kurz umreißen. Es reicht zum Beispiel nicht, 
sich lediglich auf LOGINEO NRW zu beschränken – es muss darüber hinausgehen. 

Zunächst müssen wir den Status quo an den Schulen des Landes feststellen: Was 
machen die Schulen bereits? Worauf legen die mittlerweile Wert? Was haben die 
schon erarbeitet, übrigens häufig mit viel Herzblut? Hier kann das Land die Schulen 
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nicht einfach nach dem Motto „Jetzt machen wir aber das und das“ überrollen. Statt-
dessen müssen wir versuchen, viele mitzunehmen und dafür werben, ein Gesamtkon-
zept zu bekommen, das eine gewisse Vergleichbarkeit ermöglicht. 

Wir müssen festlegen, welche Mindestanforderungen das Land erfüllen muss: Welche 
Hard- und Software brauchen wir? Wie sieht es mit der Sicherheit aus? Bei der Ver-
einheitlichung der Standards ist sicherlich noch sehr viel zu tun, auch was die Anfor-
derungen betrifft.  

Es muss ermittelt werden, wie die Internetanschlüsse beschaffen sind. Wenn man dar-
über redet, was man alles machen könnte, scheitert das auf dem Land manchmal da-
ran, dass verschiedene Dinge nicht funktionieren. Man muss also prüfen, wie die Schu-
len ausgestattet sind. Gibt es dort LAN oder WLAN? Gibt es Beamer und PCs? Ist 
alles vorhanden? Was wollen wir? Worauf legen wir Wert? 

Nur darüber zu sprechen, ob Lehrer das Prinzip „Bring your own device“ umsetzen, ist 
meiner Ansicht nach zu wenig. Ein Gesamtkonzept umfasst die komplette Strategie, 
nach der im Bereich Schule verfahren werden soll. Dazu gehört sehr viel mehr, und ich 
glaube, dass wir uns über die anderen Dinge, die ebenfalls dazu gehören, auch Gedan-
ken machen müssen: Wozu könnten oder sollten iPads in der Schule genutzt werden? 
Wie viele PCs braucht eine Schule, um einen sinnvollen Einsatz zu ermöglichen? Wie 
müssen die Festplatten beschaffen sein? Wer darf wann auf was zugreifen? 

Diensthandys wurden bereits von Frau Finnern thematisiert; wir sind der Ansicht: Nein. 

Zusammengefasst lässt sich also sagen, dass ein Gesamtkonzept wichtig ist, aber 
dazu gehören auch Fortbildungen. Die Lehrkräfte sind auf ganz unterschiedlichem 
Stand, hier müssen wir eine gemeinsame stabile Basis schaffen, auf die wir aufbauen 
können; das ist derzeit nicht gegeben. 

Das Thema „Bring your own device“ gebe ich weiter an meinen Kollegen. 

Sven Christoffer (lehrer nrw): Sie hatten die Frage gestellt, warum gerade der Ver-
band lehrer nrw maßgebliche Bedenken bezüglich des Prinzips „Bring your own de-
vice“ hat. Das hat zweierlei Gründe: zum einen datenschutzrechtliche und zum ande-
ren haftungsrechtliche. 

Herr Hofmann wies schon auf die Dienstanweisung des MSB vom Februar 2018 hin; 
Teil dieser Dienstanweisung war ein Formular, mit dem die Lehrkräfte die dienstliche 
Nutzung ihrer privaten Endgeräte beantragen konnten. Für eine Genehmigung müs-
sen die Lehrkräfte umfangreiche Sicherheitsmaßnahmen garantieren. Ich nenne ei-
nige wenige Beispiele: den Einsatz aktueller Virenschutzsoftwares und Firewalls, die 
regelmäßige Aktualisierung der Betriebssysteme und eingesetzter Anwendungen, bei-
spielsweise Virendefinitionen, sowie regelmäßige Back-ups der verarbeiteten Daten. 

Wenn die Lehrkräfte all diese Sicherheitsvorkehrungen treffen, ist die Haftung für sie 
ausgeschlossen, darauf wird in dem Formular explizit hingewiesen. Im Umkehrschluss 
bedeutet das aber: Lehrkräfte, die technisch nicht überschauen, welche Sicherheits-
garantien sie geben, unterschreiben das Formular möglicherweise leichtfertig, um den 
Komfort zu genießen, private Endgeräte zu Hause dienstlich einsetzen zu können. 
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So können die Lehrkräfte in eine Haftungsfalle geraten. Denn wenn ein Gerät gehackt 
wird, bei dem die Lehrkraft die Sicherheitsvorkehrungen nicht eingehalten hat, gilt das 
sicherlich als grob fahrlässig möglicherweise sogar als vorsätzlich. Die Lehrkraft käme 
in eine Situation, in der eine Privathaftung nicht ausgeschlossen ist. Davor wollen wir 
unsere Lehrkräfte schützen. 

Wenn man das zu Ende denkt, werden zehntausendfach hochsensible Schülerdaten 
auf privaten Endgeräten gespeichert, deren Wartung bzw. Sicherheit von Laien, näm-
lich den Lehrkräften, zu garantieren ist. Und das im Jahr 2018, in dem die Datenschutz-
Grundverordnung dazu führt, dass es schon bedenklich ist, Fotos von Unbekannten 
zu machen. Das kann nicht sein und ist aus unserer Sicht ein Unding. Der Dienstherr 
muss dafür Sorge tragen, dass Lehrkräfte nicht in eine solche Situation geraten. 

Verantwortlich für den Datenschutz an Schulen sind im Übrigen die Schulleitungen. 
Die Lehrkräfte stellen nur die Anträge, private Geräte dienstlich nutzen zu dürfen; un-
terschrieben werden sie von den Schulleitern, die letztlich auch die Verantwortung tra-
gen. Da es aber völlig ausgeschlossen ist, dass die Schulleiter die Endgeräte aller 
Lehrkräfte kontrollieren, müssen sie dieses Formular blanko unterschreiben. Auch 
deshalb ist eine andere Lösung erforderlich. 

Weitere datenschutzrechtliche Bedenken ergeben sich aus der weiten Verbreitung von 
Cloud-Lösungen. Für uns stellt sich die grundsätzliche Frage, ob eine Cloud ein ge-
eigneter Ort ist, um hochsensible Schülerdaten abzulegen. 

Es ist also eine Mischung aus haftungsrechtlichen und datenschutzrechtlichen Beden-
ken, die uns als Verband zu dem Schluss kommen lässt, dass das Prinzip „Bring your 
own device“ keine Lösung ist, um die Digitalisierung an Schulen voranzutreiben.  

Detlef Schubert (Bezirksregierung Detmold, Referent für Medienbildung): Zu-
nächst einige Worte zu meiner Person: Im Rahmen einer Kooperation arbeite ich als 
Vertreter der Bezirksregierung Detmold im Heinz Nixdorf MuseumsForum; in dieser 
Funktion möchte ich heute zu Ihnen sprechen. Als pädagogischer Berater bin ich zu-
dem Mitglied im Beirat von „Lernstatt Paderborn“; ich betrachte also alles durch eine 
pädagogische Brille. 

Frau Beer, Sie sagten zu Recht, dass man digitale Ausstattung nicht isoliert betrachten 
könne. In Paderborn haben wir mittlerweile – um das Ergebnis vorwegzunehmen – 
Tablets in Lehrerhand; so wird es landauf, landab häufig formuliert.  

Tatsächlich kann man das Ganze nicht isoliert betrachten, sondern muss darauf zu-
rückblicken, was wir in den letzten 18 Jahren gemacht haben.  

In Paderborn sind wir im Jahr 2000 gestartet. Der Schulträger hatte sich bereit erklärt, 
für seine 45 Schulen eine flächendeckende und einheitliche Infrastruktur aufzubauen, 
die eine durchgängige Verfügbarkeit von Medien garantiert. Wir waren damals der 
Meinung, dass das Internet das Leitmedium ist und wir es möglichst überall anbieten 
müssen. Alle Orte, an denen es verfügbar ist, sind Stätten des Lernens für Lehrer und 
Schüler; ob das in der Schule ist, am außerschulischen Lernort oder gar zu Hause. 
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Deshalb schreiben wir uns auch „Lernstatt Paderborn“ mit „tt“ – wir beherrschen die 
Rechtschreibung, aber das ist gewollt, um die Idee zu transportieren. 

Wir wollen nicht, dass Medien einfach nur konsumiert werden. Aus pädagogischen 
Gründen sollen sie stattdessen aktiv und kooperativ genutzt werden. Von dieser Leit-
idee haben wir hergeleitet, dass wir Netzidentitäten brauchen. Wir müssen wissen, wer 
welchen Beitrag im Netz geleistet hat. Für diesen ersten riesigen Schritt haben wir in 
Paderborn auf viele andere Dinge verzichtet. Wir mussten nämlich eine Benutzerver-
waltung aufsetzen, mit der wir 20.000 User verwalten konnten. 

Das eigentliche Problem tritt jedes Jahr zum Jahrgangswechsel auf: Schüler, die vor-
her in Klasse 5a waren, sind hinterher in Klasse 6a. Diese Versetzungsläufe müssen 
wir immer wieder durchführen.  

Ein Vorteil des User Tools ist beispielsweise, dass wir Druckquoten abgleichen kön-
nen; man kann also nicht beliebig viel drucken. Außerdem können wir feststellen, wel-
che Schüler sich in welchen Schulformen befinden und ihnen individuelle Internetfilter 
zuweisen. Es ist also ein zentrales Tool.  

Ich gehe auch deshalb so ausführlich darauf ein, weil es bezüglich des zentralen An-
gebots auf einer ähnlichen Idee wie LOGINEO beruht. Wir prüfen, ob unsere Bedürf-
nisse und Anforderungen auch damit erfüllt werden oder ob wir unsere bewährten 
Strukturen weiterführen müssen.  

Mit dem Internet als Leitmedium stellte sich uns natürlich die Frage, mit welchen Ge-
räten wir arbeiten wollen. Wir kamen zu dem Schluss, dass für Browser ausgelegte 
Geräte völlig ausreichend sind. Mit Blick auf eine nachhaltige Finanzierung konnten 
wir dem Schulträger mitteilen, dass Equipment und Infrastruktur keine eierlegenden 
Wollmilchsäue sein müssen, die Rechner aber für Browser ausgelegt sein sollten. 

Wir konnten dieses Projekt nur deshalb in die Nachhaltigkeit überführen, weil es uns 
gelungen ist, von der Grundschule bis zur weiterführenden Schule alle 45 Schulen des 
Schulträgers Paderborn mit einheitlichen Geräten bzw. einer einheitlichen Infrastruktur 
auszustatten. Nur aufgrund dieser standardisierten Ausstattung waren wir in der Lage, 
die Geräte verhältnismäßig kostengünstig zu administrieren. Die Schulleitungen emp-
finden die einheitliche Ausstattung als Schulgerechtigkeit, da sie jetzt lediglich mit ihren 
pädagogischen Konzepten konkurrieren müssen.  

Eine weitere vor 18 Jahren entwickelte Leitidee lautet wie folgt: Lehrer lösen pädago-
gische Probleme; was im Umkehrschluss bedeutet, dass technische Probleme gefäl-
ligst von Technikern gelöst werden. 

Vor 18 Jahren haben in Paderborn häufig noch Lehrer die Netze administriert. Die 
Innovationszyklen wurden aber immer kürzer und die Sicherheitsanforderungen immer 
höher, es mussten also Experten her. Deswegen haben wir uns „weg von der Turn-
schuhadministration“ auf die Fahnen geschrieben und ein Rechenzentrum beauftragt, 
die Administration für uns zu übernehmen. 

Ich habe Ihnen nur die an der Oberfläche sichtbaren Dienste in Kürze beschrieben. 
Damit das Ganze läuft, mussten wir im Hintergrund noch viel mehr Dienste aufsetzen. 
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Sehr detaillierte Beschreibungen sind in der Stellungnahme des Amts für Informations-
verarbeitung der Stadt Köln zu lesen – hier konnte ich viele Parallelen entdecken. 

Mit den Schlagworten „Tablets in Lehrerhand“ hatte ich das aktuelle Projekt bereits 
angesprochen. Seit zweieinhalb Jahren entwickeln wir das Projekt „Lernstatt Pader-
born“ weiter. Im Rahmen von „Lernstatt 2020“, also bis zum Ende des Jahres 2020, 
schaffen wir eine erweiterte Ausstattung an. Unter anderem wird unsere bisherige Inf-
rastruktur modernisiert, damit die Schülerinnen und Schüler im Sinne des Medienkom-
petenzrahmens NRW arbeiten können; das ist geschafft, dahinter können wir einen 
Haken setzen. 

Die Frage, wie wir digitale Arbeit in Schulen noch mehr unterstützen und fördern kön-
nen, hat uns aber weiterhin beschäftigt. Ich habe meine Lehrerkollegen befragt, wie es 
weitergehen soll und mit welchen Strukturen sie arbeiten wollen. In der Reflexion die-
ser Gespräche und meines eigenen Unterrichts wurde deutlich, dass 95 bis 98 % aller 
Lehrerinnen und Lehrer ihren Unterricht mithilfe des Internets vorbereiten. 

Dabei kommt es regelmäßig zu einem Drama, das ich in der Stellungnahme als „Me-
dienbruch“ beschrieben habe: Wenn ich Bilder oder Texte finde, ist das noch recht 
harmlos. Ich kann daraus eine Folie für den Overheadprojektor machen – wegen der 
Befürchtung, dass der Kopierer kaputtgehen könnte, allerdings mit viel Herzklopfen. 
Will ich meinen Schülern aber Audiodateien oder Filme präsentieren, muss ich achsel-
zuckend in Kauf nehmen, dass das nicht geht. 

Die Leitidee des aktuellen Projekts war, diesen Medienbruch aufzuheben. Wir kamen 
zu dem Schluss, dass die einzige Lösung die Digitalisierung der Klassenräume ist. Der 
Ansatz des Schulträgers Paderborn war, alle Unterrichtsräume unabhängig von der 
Schulform mit digitaler Technik auszustatten: einem Beamer, einem Presenter und ei-
nem damals noch nicht näher definierten Computer. 

Damit ist jeder Lehrer in der Lage, den Medienbruch zu umgehen; er kann zu Hause digi-
tale Unterrichtsmaterialien finden, mit denen er im Klassenraum digital arbeiten kann. 

Bezüglich der Frage, mit welchen Geräten wir arbeiten wollen, haben wir uns viele 
Gedanken gemacht und sind viele Entscheidungswege gegangen. Wir kamen zu dem 
Schluss, dass wir unsere pädagogischen Ideen bzw. unsere pädagogische Arbeit nur 
mit mobilen Geräten realisieren können. Wir wollten uns nicht mehr von irgendwelchen 
Netzwerkkabeln an die Leine legen lassen. 

Der Schulträger hat sich dazu bereit erklärt, die Klassenräume mit digitaler Technik 
auszustatten; dazu gehören auch Computer. Wenn diese Geräte in den Klassenräu-
men verbleiben, muss man dafür Sorge tragen, dass sie während der Pausen und 
Ferien oder an den Nachmittagen, an denen die Volkshochschule die Räume nutzt, 
nicht beschädigt werden oder abhandenkommen. 

Der Schulträger löste dieses Problem, indem er jeweils so viele Tablets zur Verfügung 
stellte, wie es Lehrkräfte an einer Schule gibt. Dem Schulleiter bleibt die Entscheidung 
überlassen, ob diese Geräte im Lehrerzimmer verwaltet werden oder die Kolleginnen 
und Kollegen sie mit nach Hause nehmen können. 
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Letzteres führt zu einer Win-win-Situation: Die Lehrerinnen und Lehrer können zu 
Hause experimentieren und sich mit den Geräten in einem Ausmaß vertraut machen, 
das bei interaktiven Tafeln oder zentralen netzbasierten Installationen in Computer-
räumen nicht zu erreichen wäre. Sie probieren verschiedene Sachen aus, bereiten 
sich vor und gehen damit stufenweise in den Unterricht hinein.  

Diese Vorgehensweise ist momentan in der Umsetzung, und schon jetzt ist die Reso-
nanz sehr positiv; viele Lehrkräfte können sich eine andere Vorgehensweise nicht 
mehr vorstellen. 

Der Vorteil für den Schulträger ist, dass die Ausstattung, in die er investiert hat, in 
hohem Maße genutzt wird. Die Geräte bleiben Eigentum der Stadt Paderborn, aber 
die Lehrerinnen und Lehrer übernehmen Patenschaften. Sie haben dafür zu sorgen, 
dass die Geräte jeden Morgen betriebsbereit sind.  

Sie müssen sie über Nacht aufladen, und wenn die Geräte beim Experimentieren die 
Arbeit einstellen, können sie einen Knopf drücken, der normalerweise dafür sorgt, dass 
die Geräte 20 Minuten später wieder funktionieren. So haben sie es vorher gelernt. 
Nur wenn sie eine entsprechende Vereinbarung unterschrieben haben, dürfen sie die 
Geräte mit nach Hause nehmen; ansonsten würden diese in der Schule verbleiben. 

Auf diese Weise spart der Schulträger eine Unmenge an Administrationskapazitäten 
ein. Wir erhalten verpackte Geräte. Wenn einem Lehrer ein Gerät kaputtgeht, be-
kommt er ein neues; bei einem Lehrerwechsel wird das Gerät weitergegeben.  

Wegen der Einfachheit der Installation und Bedienbarkeit ist jeder Lehrer in der Lage, 
mit diesen Geräten zu arbeiten. Ich halte die Fortbildungen ab, und zu mir hat bisher 
noch niemand gesagt, dass er sich das nicht zutraue. Der Schulträger spart auf diese 
Weise viel Geld, und die Lehrer haben viel Zeit, sich mit den Geräten vertraut zu ma-
chen. Das ist der derzeitige Stand zum Einsatz dieser Geräte für die Arbeit von Lehre-
rinnen und Lehrern. 

Nach ungefähr einem halben Jahr bekundeten die ersten Schulen ihr Interesse, auf 
ähnliche Art und Weise mit Schülergeräten zu verfahren. Dort möchten wir hin; und 
jetzt wird das auf pädagogischer Ebene innerhalb der Schulen diskutiert. Die Lehrerin-
nen und Lehrer wissen, wovon sie reden und was diese Geräte im Unterricht leisten 
können, und sie sind überzeugt, dass auch Schüler davon profitieren würden. 

Mittlerweile empfinden viele Lehrerinnen und Lehrer diesen Ansatz sogar als nicht 
weitreichend genug. Sie betrachten sich selbst als Verwaltungskraft und pädagogische 
Kraft in Personalunion. Sie begrüßen ihre Schülerinnen und Schüler als Pädagoge, als 
Verwaltungskraft tragen sie die fehlenden Schüler ein, als Pädagoge führen sie zu 
einem Thema hin und leiten Gruppenarbeit an, die Beteiligung der Schüler und deren 
Noten halten sie wiederum als Verwaltungskraft fest.  

Wegen dieses permanenten Wechsels zwischen den Tätigkeitsfeldern im Unterrichts-
alltag wünschen die Lehrer sich die Möglichkeit, auf den Geräten auch mit Verwal-
tungsdaten arbeiten zu können. Diesbezüglich laufen derzeit erste Entwicklungen.  
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Ein großes Problem, das wir für die Schulen lösen wollen, betrifft das Schreiben von 
Zeugnissen. Die langen Beurteilungen, die in den Grundschulen verfasst werden, und 
das Eingeben von Noten geschah bislang auf Wegen, die nicht rechtskonform sind. 
Als mögliche Lösung testen wir derzeit das Programm SchILDzentral, das auch in Köln 
genutzt wird. 

Auch hier geht es um Vorteile für beide Seiten. Der Schulträger möchte eine einfache 
Statistik haben, und die Lehrer hätten über SchILDweb die Möglichkeit, ihre Daten 
nicht auf dem Gerät, sondern mit dem Gerät auf einem zentralen Server zu verwalten. 
Das scheint datenschutzrechtlich einen großen Unterschied zu machen. Ich habe den 
Eindruck, dass das, was Köln bereits umgesetzt hat, bei uns noch einmal datenschutz-
rechtlich geprüft wird. 

In diesem Zusammenhang äußere ich einen Wunsch. Warum müssen wir das Ganze 
an vier verschiedenen Stellen noch mal ein halbes Jahr lang prüfen, während im Land 
möglicherweise schon die ersten Lösungen vorhanden und abgesegnet sind? Nicht 
nur in diesem, sondern auch in anderen Fällen wünschen wir uns, dass das Land Vor-
gaben macht, die wir als Kommunen übernehmen können. Das würde uns unendlich 
viel Zeit sparen. 

Eine weitere Frage bezog sich auf die Strukturen in Paderborn. Meine bisherigen Aus-
führungen betrafen die Konzeptentwicklung; die Umsetzung geschieht auf mehreren 
Ebenen. 

Im Schulverwaltungsamt ist eine Leitung dafür abgestellt, sämtliche Fragen zwischen 
Technik, Pädagogik und Verwaltung zu klären und somit das Heft in der Hand zu hal-
ten. Ein weiteres wichtiges Organ ist seit 18 Jahren der Beirat, der sich zusammensetzt 
aus Vertretern der Schulverwaltung, Pädagogen von verschiedenen Schulformen, 
Vertretern der Universität als Ratgeber, Technikern und meiner Person als Vertreter 
der Bezirksregierung. Angesichts der Erfahrungen der letzten Wochen und Monate 
brauchen wir außerdem dringend einen permanenten Ansprechpartner für Daten-
schutz in diesem Beirat. 

Wir haben im Beirat die Erfahrung gemacht, dass es für Pädagogen mühsam ist, die 
Ideen eines Technikers nachzuvollziehen und umgekehrt. Trotzdem ist es fruchtbar, 
aufeinander zuzugehen und miteinander an Ideen zu arbeiten. Einer sagt: „Das hätte 
ich gern.“ Ein anderer sagt: „Das ist aber technisch so umzusetzen.“ Wieder ein ande-
rer sagt: „Das ist aber nicht finanzierbar.“ – Und dann fängt man wieder von vorne an. 
Dieses Gremium funktioniert seit 18 Jahren und ist eine tragende Säule. 

Außerdem gibt es zweimal im Jahr Treffen der Medienbeauftragten aller Schulen Pa-
derborns. Diese Treffen fungieren als Transmissionsriemen. Wir bitten die Pädagogen, 
zu erzählen, wo der Schuh drückt. Im Gegenzug erfahren sie, was sich in der Verwaltung 
bezüglich des Projekts tut, erhalten Informationen aus dem technischen und Anregun-
gen aus dem pädagogischen Bereich. So wird der Kontakt zu den Schulen gehalten. 
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Den First- und Second-Level-Support deckt bei uns die Gemeinschaft für Kommunika-
tionstechnik, Informations- und Datenverarbeitung (GKD) Paderborn ab. Da Ausstat-
tung und Support allein nicht ausreichen, haben wir außerdem intensive Fortbildungen 
mit ins Boot genommen. 

Auf diese von uns geschaffenen Strukturen setzen wir seit 18 Jahren – Gott sei Dank. 

Prof. Dr. Andreas Engel (Stadt Köln, Amt für Informationsverarbeitung): Zunächst 
erkläre ich, was das bereits mehrfach angesprochene Kölner Betriebs- und Support-
modell ist. 

Mit dem Betriebs- und Supportmodell verfolgen wir das primäre Ziel, die Schulen bzw. 
die Lehrkräfte beim Betrieb und Support der digitalen Infrastruktur zu entlasten. Au-
ßerdem wollen wir eine professionelle Arbeitsteilung zwischen folgenden Beteiligten 
erreichen: den Schulen mit ihrem Bedarf; dem Schulträger, der die Gesamtverantwor-
tung trägt; einem IT-Dienstleister, der sich um Betrieb und Support kümmert sowie 
externen Dienstleistern. Wegen der Größe der Schulen und der zahlreichen Anforde-
rungen beim Aufbau einer digitalen Infrastruktur sind Letztere notwendigerweise ein-
zubinden. Für die digitale Infrastruktur bedarf es eines professionellen Auftragsmana-
gements, das in Köln vom IT-Dienstleister verantwortet wird. Soweit zum Serviceas-
pekt des Betriebs- und Supportmodells. 

Auch im Hinblick auf die Technik sind wir fest davon überzeugt, dass man allen Her-
ausforderungen beim Datenschutz, bei der Sicherheit und bei der Verfügbarkeit nur 
mit einem professionellen Betriebs- und Supportmodell gerecht werden kann. 

Es geht nicht um die Frage, ob mit dienstlichen oder privaten Endgeräten gearbeitet 
wird. Vielmehr kommt es auf die Betriebsinfrastruktur, auf die Prozesse und auf das 
Management der digitalen Infrastruktur an. Die Betriebsinfrastruktur muss so beschaffen 
sein, dass darin ein sicheres und datenschutzrechtlich konformes Arbeiten möglich ist.  

Die Geräte stehen nicht an erster Stelle, auch wenn sie wichtig sind. Weil den Lehr-
kräften mobiles Arbeiten ermöglicht werden muss, sind für Schulen nur mobile Geräte 
geeignet. 

Ich fasse kurz unser Konzept für eine ganzheitliche technische IT-Ausstattung für 
Schulen zusammen: Eine immer komplexere digitale Infrastruktur für 262 Kölner Schu-
len lässt sich nur wirtschaftlich betreiben, wenn Geräte, Anwendungen und Betriebs-
infrastruktur hochstandardisiert sind. Die Standardisierung ist der Schlüssel zur Lö-
sung vieler betriebswirtschaftlicher Probleme. Deshalb haben wir in dem Konzept 
diese Standards für die Kölner Schulen präzise beschrieben. So können wir trotz der 
Vielzahl der Schulen die Masse der Aufgaben erfolgreich bewältigen. 

Am Anfang meiner Stellungnahme habe ich ganz bewusst darauf hingewiesen, dass 
die Stadt Köln meiner Kenntnis nach eine der wenigen Städte ist, die die Mittel aus 
dem Programm „Gute Schule 2020“ komplett abgerufen hat. Innerhalb von vier Jahren 
waren das fast 100 Millionen €; für die Digitalisierung der Schulen sind davon 30 Milli-
onen € reserviert. Dass wir uns beim Abruf der Mittel für den Aufbau der digitalen Inf-
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rastruktur im Rahmen bewegen, hängt damit zusammen, dass wir vor Ort diese pro-
fessionelle Betriebs- und Supportstruktur haben. Teil dieser Struktur ist es, die Schulen 
bei der Beschaffung und Inbetriebnahme der Geräte zu entlasten, was zu einem etwas 
höheren Durchsatz führt. 

Herr Ott, Sie fragten ganz explizit, was wir uns vom Gesetzgeber wünschen. Wir als IT-
Dienstleister würden es begrüßen – und ich denke, das gilt auch für den Schulträger –, 
wenn sich kommunale Spitzenverbände und Landesgesetzgeber einigen, wie sie Auf-
bau und Betrieb eines ganzheitlichen IT-Betriebs- und Supportmodells für die Schulen 
regeln wollen. 

Aus technischer Sicht ist es sinnvoll, das vor Ort aus einer Hand zu regeln. Das ga-
rantiert die Nähe zu den Schulen und eine bedarfsorientierte Ausstattung. Aber auch 
landesweit gilt: nur auf der Basis von Standards. Wir wünschen uns also vom Gesetz-
geber, dass er landesweit einzuhaltende Standards definiert, nach denen die Betriebs- 
und Supportstrukturen für die Schulen vor Ort realisiert werden. 

Außerdem wurde nach der Übertragbarkeit dieser Modelle gefragt; in Köln ist es nicht 
nur ein Modell, sondern gelebte Praxis. In Nordrhein-Westfalen gibt es starke kommu-
nale IT-Dienstleister. Der Dachverband kommunaler IT-Dienstleister, in dem auch die 
GKD Paderborn Mitglied ist, macht klare Vorgaben, wie ein Betriebs- und Supportmo-
dell für Schulen beschaffen sein soll. 

Durch Zusammenarbeit können die IT-Dienstleister durchaus eine landesweite Ver-
sorgung sicherstellen, da sich viele von ihnen intensiv mit den Betrieb und Support von 
schulischen IT-Systemen beschäftigen. 

Abschließend einige Bemerkungen zur Ausstattung der Lehrkräfte: Technisch betrach-
tet ist die Entscheidung zwischen dienstlichen und privaten Geräten keine zwischen 
Schwarz und Weiß. Dazu komme ich noch einmal auf meine zentrale These vom An-
fang zurück: Sicherheit, Verfügbarkeit und datenschutzrechtlich konformes Arbeiten 
wird durch Betriebsstrukturen garantiert. In diese kann man sowohl private als auch 
dienstliche Geräte so einbinden, dass ein sicheres Arbeiten möglich ist. 

In diesem Zusammenhang ist es wichtig, dass es für Lehrkräfte ein geschütztes Netz-
werk gibt, in dem schuladministrative Tätigkeiten wie Notenerfassungen durchgeführt 
werden können. Dieses Netzwerk muss gleichzeitig durchlässig gegenüber dem pä-
dagogischen Netzwerk sein. Aus rein technischer Sicht müssen wir den Lehrkräften 
dann nicht vorschreiben, ob sie ein privates oder dienstliches Gerät nutzen sollen. 

Prof. Dr. Tobias Kollmann (Universität Duisburg-Essen, Fakultät für Wirtschafts-
wissenschaften, Fachgebiet Wirtschaftsinformatik): Ich werde auf zwei Fragen all-
gemeiner Natur und auf eine speziell an mich gerichtete Frage eingehen. Ich werde 
versuchen, die Antworten mit der Position des dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie angegliederten Beirats „Junge Digitale Wirtschaft“ in Einklang zu bringen, 
dessen Vorsitz ich innehabe. 

Eine Frage bezog sich auf die Notwendigkeit der Kurzfristigkeit im Hinblick auf den 
Diskussionsgegenstand. Meine kurze Antwort ist: Ja, Kurzfristigkeit ist notwendig. 
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Meine längere Ausführung lautet wie folgt: Wenn man davon ausgeht, dass Digitalisie-
rung zu enormen Veränderungen geführt hat und wir mit unseren Kompetenzen diesen 
Veränderungen ein Stück weit hinterherhinken, müssen wir überlegen, wie wir alle 
Ausbildungsträger in die Lage versetzen, diese Kompetenzen nicht nur erlangen, son-
dern auch vermitteln zu können. 

Uns schwebt für die Zukunft ein Dreiklang aus Fachkompetenz, Sozialkompetenz und 
Digitalkompetenz vor. Wir halten alle Maßnahmen für notwendig, die es uns ermögli-
chen, die in den letzten Jahren aufgebauten Defizite abzubauen. 

Bezüglich der Erwartungen an den „DigitalPakt Schule“ ist vor allem das Thema „Aus-
stattung“ entscheidend. Dazu wurde hier schon viel Richtiges gesagt, deshalb möchte 
ich darauf nicht so ausführlich eingehen. Unsere Erwartung ist, dass neben dem Not-
wendigen auch das Hinreichende zum Tragen kommt.  

Wie nutzen wir die technische Ausstattung? Wie setzen wir sie ein? Welche Kompe-
tenzen vermitteln wir damit? Daraus leiten wir drei wesentliche Fragen ab: Was soll 
vermittelt werden? Wie soll es vermittelt werden? Wer soll es vermitteln? 

Diese Fragen verdichten sich in derjenigen, die Herr Ott mir stellte: Welche konkreten 
Vorschläge erscheinen in diesem Bereich umsetzbar? Im Hinblick auf das „Was?“ – 
also die Inhalte – brauchen wir selbstverständlich eine konkrete Wissens- bzw. Kom-
petenzvermittlung rund um das Thema „Digitalisierung“; umgesetzt werden könnte das 
mit einem Schulfach Digitalkunde oder Programmieren als zweiter Fremdsprache. 
Gleichzeitig gilt es, alle Lehrer in die Lage zu versetzen, im Rahmen ihrer jeweiligen 
Wissensgebiete Digitalisierung zu nutzen und die Inhalte sachgerecht zu vermitteln. 

Das führt unmittelbar zu der Frage nach dem „Wie?“. Digitalisierte Lernmittel – Bücher 
oder andere Materialien – sind in diesem Zusammenhang sicherlich ein Aspekt. Ein wei-
terer Aspekt könnte die innovative digitale Wissensvermittlung sein; das sind neue Lern-
formen, die wir heute in den Schulen noch nicht einsetzen. Als Beispiele seien Gamifi-
cation und andere Ansätze genannt, die eine Form der Wissensvermittlung auf Basis 
der Digitalisierung ermöglichen, die uns im heutigen Schulalltag noch nicht begegnen. 

Ebenfalls wichtig ist es, die Lehrer in die Lage zu versetzen, derartige Inhalte zu ver-
mitteln. Langfristig müssen wir das Thema „digitale Kompetenzen“ in die Lehrerausbil-
dung mit einweben; und zwar nicht nur im Hinblick auf die Vermittlung der speziellen 
Inhalte, sondern auch im Hinblick auf die Verwendung in allen Fächern. Die zur Verfü-
gung gestellten Mittel sollten also nicht nur in Technik, sondern auch in Aus- und Wei-
terbildungen der Lehrerschaft investiert werden. 

Susanne Roepke (Verband Deutscher Privatschulen NRW e. V.): Sehr geehrte 
Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren, ich bedanke mich für die Einla-
dung zu der heutigen Anhörung. 

Frau Müller-Rech fragte, wie Ersatz- und Ergänzungsschulen die digitale Ausstattung 
der Lehrerinnen und Lehrer angehen. Darauf kann ich nur antworten: Das ist bei uns 
total unterschiedlich. 
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Nach unserem Verständnis ist die Lage so, wie von den kommunalen Spitzenverbänden 
beschrieben: Der Schulträger ist für die Ausstattung zuständig, kann aber aufgrund der 
derzeitigen Gesetzeslage nicht gezwungen werden, eine digitale Ausstattung zu ermög-
lichen bzw. zu bezahlen. Deswegen finden wir es in Ordnung, dass die Ersatzschulen 
bei der Umsetzung der digitalen Ausstattung unterschiedlich vorgehen. 

Schulen, die digitale Ausstattung weitreichend umsetzen – beispielsweise indem sie ihre 
Schüler mit iPads ausstatten, die diese auch mit nach Hause nehmen dürfen –, legen in 
der Regel Wert darauf, dass auch die Lehrer mit eigenen Geräten ausgestattet sind.  

Teilweise gibt es sehr große Lehrerkollegien, bestehend aus 100 oder 120 Lehrern, 
von denen jeder ein eigenes Gerät von der Schule erhält – das hat mich schon gewun-
dert. In diesem Zusammenhang muss natürlich erwähnt werden, dass es sich um 
Schulen mit einem guten finanziellen Background handelt – das möchte ich keinesfalls 
unterschlagen. Teilweise handelt es sich dabei um internationale Schulen, die sich mit 
internationalen Schulen in anderen Ländern vergleichen müssen. 

Konsequenterweise wird in der Regel auch ein eigener Lehrerarbeitsplatz angeboten, 
der laufend genutzt werden muss. Der Lehrer muss bis zum Ende des Unterrichts in 
der Schule verbleiben. Darüber hinaus darf er – als hätte er nicht schon genug gear-
beitet – sein Endgerät mit nach Hause nehmen und dort weitermachen.  

Die Erwartungen an die Lehrer sind dort also hoch. Mir schwebt in diesem Zusammen-
hang eine Schule vor, die häufig auch junge Lehrer aus anderen Ländern, beispiels-
weise den USA, beschäftigt. Diese Lehrer haben häufig ein anderes Verständnis von 
Unterricht. Es geht vor allem um derartige Schulen, aber auch um klassische. 

Auf Nachfrage wurde mir zudem berichtet, dass es für die Lehrer Dienstanweisungen 
dazu gibt, wie mit den Geräten umzugehen ist. Der Support ist teilweise in Form von 
Sprechstunden gesichert, in denen man während des Unterrichts oder in den Pausen 
eigens dafür abgestellte Mitarbeiter um Hilfe bitten kann. Zudem sichern die Lehrer zu, 
sich an die EU-Datenschutz-Grundverordnung zu halten – das ist alles vorbildlich ge-
regelt. 

Die meisten unserer Schulen sind allerdings kleinere mittelständische Unternehmen, 
die wegen der Begrenztheit der finanziellen Mittel nicht in diesem Ausmaß Endgeräte 
für Schüler bzw. Lehrer zur Verfügung stellen können, sondern stattdessen das Prinzip 
„Bring your own device“ umsetzen. 

Das bedeutet nicht, dass der Unterricht deshalb schlechter wäre oder die Lehrer un-
glücklicher wären. Es handelt sich lediglich um eine andere Herangehensweise, be-
dingt durch den eingeschränkten finanziellen Rahmen bei den meisten unserer Schu-
len. Bei der Umsetzung des Prinzips „Bring your own device“ sind die wenigen Dienst-
geräte in der Regel für Funktionsträger bestimmt. 

Bemerkenswert finde ich, dass es immer eindeutige Dienstanweisungen gibt, beispiels-
weise passwortgeschützte Zugänge betreffend; hier wird den Lehrern Unterstützung an-
geboten. Es gibt auch Vorgaben zu den gemeinsam genutzten webbasierten Diensten 
– fast immer handelt es sich dabei um das recht preiswerte Office 365, inklusive Cloud. 
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An diesen Schulen wird versucht, internen Support zu bieten; ähnlich wie an anderen 
Schulen bemühen sich in der Regel die IT-Lehrer, diesbezüglich ihr Bestes zu geben.  

Außerdem gibt es dort die Haltung, abzuwarten, was bei der heutigen Anhörung her-
auskommt; insbesondere bezüglich der zu unterschreibenden EU-Datenschutz-Grund-
verordnung. 

Ersatzschulen haben den Vorteil, dass sich dort alles in einer Hand befindet – ich glaube 
auch, dass das der Hauptunterschied zu den kommunalen Schulen ist. Ein Schulträger, 
der gleichzeitig ein kleines mittelständiges Unternehmen ist, kann seinen Lehrkräften 
viel besser klarmachen, dass kein Geld vorhanden ist und deshalb das Prinzip „Bring 
your own device“ umzusetzen ist. Im Gegenzug werden die damit einhergehenden Prob-
leme gemeinsam besprochen und gelöst. Das ist ein Vorteil, der mit einem kleinen über-
schaubaren Lehrerkollegium, bei dem der Träger mit am Tisch sitzt, einhergeht. 

Nichtsdestotrotz – man darf ja auch träumen – würden sich fast sämtliche unserer 
Schulträger und die dazugehörigen Lehrerkollegien die Schaffung eines finanziellen 
Rahmens für die Bereitstellung mobiler Endgeräte wünschen. 

Um die Schulen zu unterstützen, hat unser Verband eine Handreichung von einem 
Experten erstellen lassen, mit der sich Schulträger und Lehrerkollegien auseinander-
setzen. Die Formulare können als Grundlage genutzt werden und müssen „nur“ noch 
auf die einzelnen Schulen heruntergebrochen werden. Der Vorteil dabei ist, dass sich 
alle gemeinsam an einen Tisch setzen, um sich mit diesem Problem zu beschäftigen. 
Die Verantwortung für die Ausstattung und das Lehrpersonal liegen bei den Ersatz-
schulträgern in einer Hand – und ich glaube, dass das ein Vorteil ist. 

Ansonsten kann ich nur das bestätigen, was die Vertreter der Stadt Köln geschrieben 
bzw. ausgeführt haben. Es geht um viel mehr als nur die mobilen Endgeräte; neben 
der Ausstattung müssen Support und weitere Dienstleistungen gewährleistet werden. 

Frau Beer fragte danach, welche Erwartungen wir an den „DigitalPakt Schule“ des 
Bundes und der Länder haben. Als Ersatzschulen haben wir einen eigenen Anspruch 
auf diese finanziellen Mittel – und ich glaube, da kann ich für alle Ersatzschulen und 
nicht nur für unseren Verband sprechen. 

In der Regel ist es nicht selbstverständlich, dass wir einen eigenen Anspruch haben. 
Häufig haben wir den über die Kommunen, an die wir Anträge stellen können. Für uns 
wäre es wünschenswert, diesen eigenen Anspruch beispielsweise prozentual an die 
Schülerzahl zu koppeln. In welcher Form genau man das vernünftig realisieren könnte, 
wäre sicherlich noch zu prüfen. Außerdem würden wir uns eine inhaltliche Abstimmung 
mit „Gute Schule 2020“ sowie Support und Fortbildungen wünschen.  

Andreas Stommel (Verband Bildung und Erziehung, Landesverband NRW e. V.): 
Ich werde keine Argumente wiederholen, die wir schon gehört haben. Stattdessen 
werde ich einige Schlaglichter darauf werfen, inwieweit sich die Auffassungen meines 
Verbandes von den bisher gehörten unterscheiden. Mein Vorteil ist, dass ich mich auf 
die Äußerungen von Herrn Schubert und Professor Dr. Engel beziehen kann. 
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Beginnen möchte ich mit der Frage von Frau Beer nach den Erwartungen an den „Di-
gitalPakt Schule“. Auch an „Gute Schule 2020“ waren die Erwartungen sehr hoch. An 
allen Schulen galt das Projekt als Heilsbringer, weil man dachte, dass jetzt Bewegung 
in die Sache käme, indem die Ausstattung bzw. Infrastruktur verbessert würde. Die 
Ernüchterung war sehr groß; wir haben bereits gehört, dass Mittel teilweise nicht ab-
gerufen wurden. Mittlerweile hat man den Mittelabruf erleichtert. Es ist der Eindruck 
entstanden, dass man das Geld irgendwie loswerden möchte, weil niemand es abruft. 

Diesbezüglich bin ich ähnlicher Ansicht wie Professor Dr. Engel: Ich erwarte ein struk-
turiertes und geordnetes Vorgehen, das von der Landesregierung begleitet wird. An-
sonsten geschieht wieder das, was wir schon so oft erlebt haben: Wir schmeißen der 
Bevölkerung einen Haufen Geld zu, und hoffen, dass sie damit etwas macht. 

Diese Vorgehensweise hat auch in den Schulen schon mehrfach nicht funktioniert. 
Den „DigitalPakt Schule“ des Bundes und der Länder betrachten ich bzw. mein Ver-
band sehr nüchtern, auch weil wir nicht genau wissen, was mit dem Geld geschehen 
soll. Keine gute Idee wäre es jedenfalls, wenn alle nach dem Motto „Macht mal was“ 
Geld bekämen. Stattdessen bitte ich darum, die Anregungen von Professor Dr. Engel 
zu berücksichtigen, dass ein strukturiertes Vorgehen und die regionale Bündelung in 
einer Hand erforderlich seien.  

Genau das fordern wir seit vielen Jahren. Und ich bin sehr überrascht, dass hier und 
heute schon zwei Modelle auf dem Tisch liegen, zu denen ich nur sagen kann: Warum 
machen wir es denn nicht so?  

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE] und Jochen Ott [SPD]) 

Schließlich sind diese Dinge schon ausgearbeitet, wir müssen sie nur noch umset-
zen – und dann geht es weiter. In einer Sache vertrete ich sicherlich einen anderen 
Standpunkt als die Gewerkschaftsvertreter, die vor mir gesprochen haben. Auch hier 
stimme ich mit Professor Dr. Engel überein: Sie sagten, dass wir eine Infrastruktur 
brauchen, die so sicher ist, dass sowohl private als auch dienstliche Geräte in ihr be-
trieben werden können. – Jawohl, das ist richtig.  

Wir müssen uns einen immer noch gültigen Kernsatz aus der vor zwei Jahren erarbei-
teten Dienstvereinbarung zu LOGINEO NRW vor Augen führen: „Die IT-Ausstattung 
der Schule muss die Nutzung der Basis-IT-Infrastruktur LOGINEO NRW ermögli-
chen.“ – Davon sind wir noch weit entfernt. Und weiter: „Dazu gehört auch eine Min-
destausstattung an geeigneten Endgeräten für Lehrkräfte. Es darf von keiner und kei-
nem Beschäftigten erwartet werden, die eigenen Endgeräte dienstlich zu nutzen.“  

Mehr steht da nicht, aber auch nicht weniger. Man darf es nur nicht erwarten, wenn 
aber jemand den Wunsch nach einem privaten mobilen Gerät äußert – und damit bin 
ich bei der Beantwortung der Frage von Herrn Seifen –, sollte man dem nachgeben. 
Schon weil die Ausführungen in Professor Dr. Engels Stellungnahme nahelegen, dass 
es in Schulen überhaupt keinen Platz für Lehrerarbeitsstätten gibt, an denen es mög-
lich wäre, in Ruhe zu arbeiten bzw. sich vorzubereiten. 
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In Zeiten des flexiblen Arbeitens, der Vereinbarkeit von Beruf und Familie und der von 
Behörden zunehmend angebotenen Telearbeit – also Homeoffice – können wir nicht 
verlangen, dass die Lehrer ihre Dokumente in lauten Lehrerzimmern bearbeiten. 

Ich sehe durchaus Lösungsansätze. Der Unterschied zwischen einem privaten und 
einem dienstlichen Gerät ist jedoch momentan immens. So darf ich mit meinem priva-
ten Gerät gewisse Daten überhaupt nicht verarbeiten. Dazu gehören beispielsweise 
Gutachten, in denen der Bedarf an sonderpädagogischer Förderung festgestellt wird 
sowie Förderpläne.  

Daraus resultiert für die Förderschulen ein weiteres Problem. Eigentlich dürfen Zeug-
nisse am heimischen privaten PC geschrieben werden. Förderschullehrer befinden 
sich aber in dem Dilemma, dass sie ihre Förderpläne in den Zeugnissen verarbeiten 
müssen. Wenn man die Vorschriften also penibel auslegt, dürften Förderschulkollegin-
nen und -kollegen ihre Zeugnisse nicht auf privaten Geräten schreiben. Stattdessen 
müssten sie diese an den Verwaltungsrechnern der Schule schreiben. 

In dieser Sache stimme ich mit Ihnen, Herr Schubert, überein. Sie regten an, die pä-
dagogische Arbeit und die Verwaltungsarbeit auf einem Gerät zu kumulieren. Es wäre 
also falsch, gesonderte Geräte für das Schreiben von Zeugnissen und die pädagogi-
sche Arbeit vorzuschreiben. Es ist ein Irrglaube, dass Pädagogik und Verwaltungsar-
beit für Lehrkräfte zwei getrennte Bereiche seien; das gehört zusammen. Zwischen 
den Kollegen findet ein ununterbrochener Austausch statt. Gutachten und Zeugnisse 
werden gemeinsam verfasst, kein Zeugnis wird mehr alleine geschrieben. 

Derartige Konzepte waren früher gültig; heute ist der Schulalltag vernetzt, kommuni-
zierend und multipersonell. Mit den derzeitigen Zuständen funktioniert das allerdings 
nicht. Daher habe ich das Prinzip „Bring your own device“ nochmals ins Spiel gebracht.  

Es gibt aber auch noch eine andere Perspektive. Digitalisierung bedeutet ununterbro-
chene Veränderung, ununterbrochenen Fortschritt. Wenn man Teil dieses Fortschritts 
sein will, kann man keine standardisierten Geräte nutzen.  

Die persönlichen Ansprüche sind dann andere, aber man kann trotzdem erwarten, 
dass sichere datengeschützte Anbindungen angeboten werden. Dann kann man auch 
private Geräte nutzen – ich persönlich nutze mein privates Gerät wegen meiner Spe-
zialgebiete übrigens lieber. 

Sehr viele Kolleginnen und Kollegen hingegen kommen mit den standardisierten Mo-
dellen gut zurecht, deshalb sollte es auch ein entsprechendes Angebot geben. 

Da es eben hieß, dass es in der Dienstanweisung um einfach umzusetzende Maßnah-
men gehe, möchte ich aus der Handreichung für Lehrerinnen und Lehrer, die die An-
lage ausfüllen sollen, zitieren:  

„Eine Firewall zur Überwachung der Aktivitäten an den Netzwerkports, wie 
sie zum Beispiel die Betriebssysteme Windows oder macOS mitbringen, 
soll aktiviert werden. Ist die Installation einer Firewall oder eines Viren-
schutzprogramms nur durch Entfernen bzw. Unterwandern anderer durch 
das eingesetzte System vorgehaltener Sicherheitsmaßnahmen möglich 
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(zum Beispiel durch Rooten oder Jailbreak) oder der Nutzen für einzelne 
Geräte oder Systeme zweifelhaft und aus diesem Grund nicht zu empfeh-
len, so kann der Einsatz dieser Schutzmaßnahmen auf dem betreffenden 
Gerät unterbleiben. Eine solche Ausnahme sollte durch eine Anlage zur Ge-
nehmigung kurz dokumentiert und begründet werden.“ 

– So einfach ist es, das auszufüllen. 

(Lachen und Beifall von Jochen Ott [SPD] – Vereinzelt Beifall von den 
Zuhörerinnen und Zuhörern) 

Linda Kruse (game – Verband der deutschen Games-Branche e. V.): Falls Sie 
Fragen zur Firewall haben, kann ich Ihnen die beantworten. Zunächst gehe ich aber 
auf die Fragen von Herrn Ott ein, bei denen es unter anderem darum ging, welche 
Möglichkeiten die Games-Branche für Schule und Bildung bietet. 

Wir haben jetzt schon viel gehört über Hardware und Datenschutz sowie darüber, wie 
Lehrer mit Devices umgehen und ob sie welche von zu Hause mitbringen sollten.  

Ich repräsentiere hier sozusagen die inhaltliche Seite, da wir Software zu bieten haben. 
Spiele haben den Vorteil, Text, Bild, Audio und Film vereinen und um eine Kompo-
nente – von der ich heute noch nichts gehört habe – ergänzen zu können, nämlich die 
Interaktion. Man kann also mit dem zu lernenden Inhalt in Aktion treten, sich selbst 
Verständnis erarbeiten und somit eine ganz andere Form des Lernens erleben. 

Diesbezüglich gibt es mehrere Varianten. Es gibt ganz normale, für den Endverbrau-
cher bestimmte Spiele, für die Unterrichtsmaterial hergestellt und bereitgestellt werden 
kann. In unserer Stellungnahme befasst sich ein Absatz mit dem Projekt „Digitale 
Spielewelten“, in dessen Rahmen dieser Ansatz erfolgreich umgesetzt wird. So gibt es 
erprobtes Unterrichtsmaterial zu Spielen, die auf dem freien Markt erhältlich sind.  

Einige Hersteller haben erkannt, dass ihre Spiele bei der Zielgruppe zwar beliebt sind 
und sich für den Einsatz im Unterricht vielleicht eignen würden, aber wegen der Alters-
freigabe dafür nicht infrage kommen. Als prominentes Beispiel sei „Assassin‘s Creed“ 
genannt, für das es zu der aktuellen Version eine geführte Tour gibt, bei der man die 
Epoche auf kinderfreundliche Art und Weise erleben kann. Das ist eine Möglichkeit, 
bereits vorhandene Spiele im Unterricht einzusetzen. 

Als weitere Möglichkeit bietet die Games-Branche sogenannte Serious Games. Bei 
diesen Spielen wurde schon während der Entwicklung ein bestimmter Lerninhalt bzw. 
ein bestimmtes Lernziel eingearbeitet und bedacht, welche Möglichkeiten und Erleb-
nisse dem Spieler geboten werden, damit er sich durch Ausprobieren mit diesen Lern-
inhalten befassen kann. Es gibt viele Spiele dieser Art aus ganz unterschiedlichen Be-
reichen, allerdings sind davon nur wenige auf den Lehrplan abgestimmt. 

Unsere Kompetenzen liegen aber nicht nur bei der Software bzw. den Spielen, son-
dern auch bei der Programmierung und der Entwicklung. Es kam bereits die Frage auf, 
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ob man Programmieren an der Schule wie eine weitere Sprache lernen sollte. Diesbe-
züglich weise ich darauf hin, dass für den Unterricht nicht nur das Spiele spielen, son-
dern auch die Spieleherstellung interessant ist. 

Die gamescom wurde schon erwähnt. Games sind das Leitmedium der Jugend – dem-
entsprechend intensiv beschäftigt sie sich damit. Man kann die Jugendlichen also sehr 
gut dort abholen, wo sie sind, und ihnen die Inhalte mitgeben, die sie zusätzlich lernen 
sollten. 

Eine weitere Frage bezog sich auf die Erwartung der Branche an die Politik. Wie be-
reits erwähnt gibt es Beispiele dafür, dass Spiele im Unterricht sehr gut funktionieren 
aber teilweise nicht genau genug auf die Lehrpläne abgestimmt sind. 

Es könnte auf jeden Fall ein großes Marktsegment entstehen, wenn die Politik Mittel 
für digitale Inhalte bereitstellen würde; so gibt es ein Budget für Schulbücher, aber 
keines für Spiele bzw. Spiellizenzen. Genau das müsste aber gewährleistet sein, damit 
mehr Personen für bestimmte Unterrichtsfächer oder Klassen Spiele entwickeln, deren 
Einsatz auch funktioniert und die konform mit dem Datenschutz und anderen Bestim-
mungen sind.  

Momentan ist diesbezüglich aber kein Geschäftsmodell vorhanden. Es gibt also ent-
weder Projekte, die umsonst zur Verfügung stehen, oder solche, die an Schulen um-
gesetzt werden, die Mittel dafür freimachen oder an denen sie von Elternvereinen er-
möglicht werden. 

Außerdem brauchen wir festgelegte Rahmenbedingungen – dazu wurde schon viel 
gesagt. Wenn wir uns als Entwickler darauf einstellen stellen könnten, dass es an den 
Schulen Internet, eine bestimmte Art von Computern bzw. Geräte, die eine Browser-
version aus einem bestimmten Jahr unterstützen, gibt, könnten wir uns auf Entwick-
lungen für diese Technologien festlegen. So wäre die Lauffähigkeit für alle Schulen 
gewährleistet. 

Derzeit stellt sich die Situation noch anders dar. In den vergangenen drei Jahren haben 
wir ein Spiel für den Unterricht entwickelt. Es ist sehr aufwendig, dieses Spiel an den 
Schulen zu testen, da jedes Mal erfragt werden muss, welche Technik zur Verfügung 
steht: Gibt es iPads oder Android-Tablets, gibt es einen PC-Pool und mit welcher 
Windows-Version ist der ausgestattet? Haben die Rechner Internetzugang? Wurden 
in letzter Zeit Updates aufgespielt oder werden die Rechner, wenn wir in die Klassen 
kommen, versuchen, eine halbe Stunde lang Updates im Umfang von mehreren Giga-
bytes zu ziehen – was bedeuten würde, dass der Unterricht nicht stattfinden kann? 

Es ist hilfreich, wenn man sich in diesen grundsätzlichen Fragen auf eine Richtlinie 
bzw. einen Standard einigt. Wenn man weiß, dass ein gewisses Mindestmaß an Tech-
nik vorhanden ist und man es beispielsweise mit einer webbasierten Anwendung zu 
tun hat, kann man den Inhalt entsprechend herstellen. Dann sehen wir als Verband 
auch die Chance, dass viele Entwickler es als neues Marktsegment erkennen werden, 
Spiele speziell für den Unterricht zu entwickeln. 
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Es wurde schon viel über die Lehrer und ihre Ausstattung gesprochen; schließlich steht 
das auf der Tagesordnung. Trotzdem möchte ich Folgendes in die Runde einbringen: 
Bitte vergessen Sie nicht die Kinder und Jugendlichen, die im Unterricht mit diesen 
Medien weiter arbeiten müssen. Es ist natürlich gut, wenn der Lehrer ein Tablet oder 
einen PC hat; aber im Idealfall möchte man irgendwann vom Frontalunterricht weg-
kommen, und dann braucht man nicht nur ein Gerät, sondern auch Ausstattung, mit 
der die Kinder klarkommen – ob sie nun bereitgestellt wird oder nicht. Würde man das 
jetzt schon mitdenken, hätte man weniger Probleme, sollte man im nächsten Jahr vor 
dieser Fragestellung stehen. 

Richard Heinen (Montag Stiftung Jugend und Gesellschaft): Frau Vorsitzende, 
liebe Abgeordnete, herzlichen Dank für die Einladung. Auch wenn ich als Letzter ins 
Feld starte, hoffe ich doch, mich in Sachen Kurzfassen auf einen Champions-League-
Platz vorarbeiten zu können. 

Eine an mich gerichtete Frage bezog sich auf die Erfahrungen mit pädagogischen Kon-
zepten und darauf, was wir in der Vergangenheit schon alles gelernt haben. 

Einsteigen möchte ich mit einer Ergänzung zu den Ausführungen von Frau Finnern, 
dass es zwei Bereiche gebe, für die Lehrer IT nutzen würden: einerseits zur Vorberei-
tung des Unterrichts und andererseits zur Verarbeitung von personenbezogenen Da-
ten. Dem füge ich hinzu, dass es wünschenswert wäre, dass Lehrkräfte IT auch nut-
zen, um Unterricht durchzuführen und Lernprozesse zu gestalten. 

Wie man das am besten umsetzen kann, ist eine schwierige Frage. Wichtig ist, anzu-
erkennen, dass eine Sekundarschule in Duisburg-Hamborn, eine Gesamtschule in 
Langenfeld, ein Gymnasium in Alsdorf oder eine Neugründung in Köln darauf jeweils 
andere Antworten geben. 

Diese Schulen haben alle sehr gute Lösungen gefunden, die auf die Klientel und die 
Umgebung abgestimmt sind. Ich glaube, dass wir uns das erhalten müssen, da es nicht 
ein Konzept für alle Schulen gibt. Schon seit den 80er-Jahren oder früher zeigt die bil-
dungswissenschaftliche Forschung, dass jede Schule ein eigenes Konzept finden muss. 

Ich weise dennoch auf einige Gemeinsamkeiten hin: Im Kontext der Digitalisierung bzw. 
des generellen Wandels im 21. Jahrhundert ist der Ruf nach zusätzlichen Fächern nicht 
hilfreich. Der vorhandene Fächerkanon bzw. eine Erweiterung desselben ist der Ver-
such, mit Methoden und Praktiken des 19. oder 20. Jahrhunderts auf die Gegebenheiten 
des 21. Jahrhunderts zu reagieren – ich glaube nicht, dass das funktioniert. 

Zu diesem Thema finden sich in aktuellen Publikationen der OECD Hinweise darauf, 
dass der Gegensatz zwischen Vermittlung von Fachwissen und Kompetenzförde-
rung – den wir auch an deutschen Schulen oft erleben – aufzuheben ist, da man Kom-
petenzen nur ausbilden kann, wenn sie auf Fachwissen aufgebaut werden können. 

Eine weitere wichtige Komponente, die in Schulen eingebracht werden sollte, ist die 
Vermittlung von Werten und Haltungen. Wenn man sich anschaut, was in Deutschland, 
in Europa oder im Mittelmeer gerade passiert, wird deutlich, dass das eine Aufgabe 
ist, der wir uns verstärkt widmen müssen. 
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Im Zusammenhang mit dem Thema „Ausstattung“ wurde viel über das Prinzip „Bring 
your own device“ gesprochen. Damit haben wir in der Vergangenheit viele Erfahrungen 
gesammelt, auch gute – insbesondere bei den ersten Schritten. 

Wenn wir Schulen besser ausstatten wollen, sind wir darauf angewiesen, Personen 
mit ins Boot zu holen, die bereits vorangegangen sind und Dinge ausprobiert haben, 
ohne darauf zu warten, dass die jeweilige Verwaltung bzw. Administration so weit war. 
Diese Personen sollten nicht kriminalisiert werden, stattdessen sollte anerkannt wer-
den, dass sie etwas versuchen; ihre Erfahrungen sollten mit einbezogen werden. An-
schließend kann man die verschiedenen Lösungen miteinander vergleichen. 

In Düsseldorf oder Soest sollten keine Konzepte erarbeitet werden, die dann von den 
Schulen umgesetzt werden müssen. Stattdessen sollten Schulen und Kommunen, die 
gute Lösungen gefunden haben, sich zusammen an einen Tisch setzen – das halte 
ich für wichtig. 

Bezüglich des Themas „Kurzfristigkeit“ wurde teilweise gesagt und geschrieben, dass 
es sinnvoller sei, vernünftige Konzepte zu entwickeln und mit Bedacht vorzugehen. Ich 
glaube, dass wegen des derzeitigen dynamischen Wandels in der Digitalisierung keine 
Zeit bleibt, sich für vier oder fünf Jahre ins stille Kämmerlein zurückzuziehen, um ein 
Konzept zu entwickeln.  

Zwar brauchen wir Rahmen und Standardisierungen – das ist gar nicht verkehrt –; wir 
brauchen aber auch die Flexibilität, immer wieder Neues ausprobieren zu können. Wir 
als Montag Stiftung Jugend und Gesellschaft begleiten derzeit sehr eng eine Schul-
gründung in der Stadt Köln. An der Zusammenarbeit mit der Stadt hat mich begeistert, 
dass es einerseits ein klares Konzept gibt, andererseits aber auch sehr viel Flexibilität, 
auf die Anforderungen der einzelnen Schulen einzugehen. Das halte ich in diesem 
Kontext für sehr wichtig. 

Zusammenfassend zu diesem ersten Aspekt und mit Bezug auf den Antrag: Eine Eins-
zu-eins-Ausstattung von Lehrkräften mit mobilen Geräten ist sicherlich wünschens-
wert. Noch wichtiger ist aber die Schaffung einer Infrastruktur, in der man mit vielen 
verschiedenen Geräten arbeiten kann. Wenn Lehrerinnen oder Lehrer mit ihren eige-
nen Geräten arbeiten wollen, muss auch das auf handhabbare Art und Weise ermög-
licht werden – darauf wurde bereits hingewiesen. 

In Deutschland braucht es ein Gerichtsurteil, um Rechtssicherheit zu haben – der Kol-
lege aus Heidelberg deutete es an. Deshalb halte ich es für wichtig, den Personen, die 
mutig voranschreiten und Dinge ausprobieren, den Rücken zu stärken. In anderen 
Ländern gibt es Fair-Use-Klauseln, die Personen, die nicht grob fahrlässig oder mut-
willig handeln, einen gewissen Schutz bieten. 

Eine weitere Frage bezog sich auf den „DigitalPakt Schule“. Ich glaube, der hat wäh-
rend der vergangenen Jahre, in denen wir darüber geredet haben, zwei Dinge bewirkt. 
Zum einen hat er richtigerweise dabei geholfen, das Thema auf die Tagesordnung zu 
bringen. Zum anderen hat er dafür gesorgt, dass viele Kommunen – auch solche mit 
denen ich in Kontakt stehe – erst einmal auf die Bremse gestiegen sind, weil es wie-
derholt hieß, das Geld aus Berlin komme „im Herbst“. Diesbezüglich war „Gute Schule 
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2020“ besser aufgestellt, da das Geld zum angekündigten Zeitpunkt auch zur Verfü-
gung stand. 

Allerdings wird das Geld in NRW nicht immer abgerufen. Das ist aber kein böser Wille, 
vielmehr sind es mangelnde Kapazitäten der Kommunen. Noch mehr Geld, das nicht 
abgerufen werden kann, ist auch keine Hilfe. 

In dieser Sache braucht es kein einmaliges Investitionsprogramm; Professor Dr. An-
dreas Breiter hat das ausgerechnet: Dreieinhalb oder fünf Milliarden Euro als einmali-
ges Investitionsprogramm sind zwar nett, aber eigentlich bräuchte man diesen Betrag 
in Deutschland jährlich. 

Viel zu selten wird über die Aufgaben gesprochen, die beim „DigitalPakt Schule“ den 
Ländern zugeschoben werden: Fortbildungen und die Erarbeitung von pädagogischen 
Konzepten. Wir sollten uns eingehender als derzeit damit befassen, wie wir Lehrer in 
Zukunft fortbilden können. In diesem Zusammenhang geht es nicht um Fortbildung 
von oben nach unten, sondern darum, Austausch zu gewährleisten und zu gestalten. 

Ich sagte bereits, dass pädagogische Konzepte von den Schulen selbst erarbeitet wer-
den können, aber auch diesbezüglich sollte es einen besseren Austausch darüber ge-
ben, welche Konzepte die richtigen sind. 

Jochen Ott (SPD): Zunächst möchte ich Herrn Krämer sagen: Hätten Sie die Rück-
schriften aller Personalversammlungen in Nordrhein-Westfalen zur Verordnung gele-
sen, hätten Sie zum Thema „Kurzfristigkeit“ eine andere Position – ich danke den Leh-
rerverbänden für die Hinweise. 

Aber es geht hier um Fragen und vor allen Dingen darum, nach vorne zu blicken. Des-
halb zunächst eine Frage an Herrn Professor Dr. Engel. Frau Kruse wies gerade da-
rauf hin, dass es beispielsweise Probleme damit gebe, bestimmte Technik einzuset-
zen; teilweise könne der Unterricht dann gar nicht stattfinden, weil die Rahmenbedin-
gungen nicht stimmen würden. Vielleicht können Sie noch mal etwas zu dieser techni-
schen Fragestellung sagen. Wenn wir die Vielzahl der Möglichkeiten der Digitalisie-
rung nutzen wollen, geht es um digitale Schulbücher und eventuell auch um den Ein-
satz von Spielen. Außerdem geht es darum – Herr Schubert sprach es an –, wie mit 
Filmen und Audiodateien umgegangen werden kann. 

Wie regeln Sie das mit den Lizenzen bzw. dem technischen Support? Ist das noch ein 
Problem? Oder bekommen Sie das mit dem von Ihnen angebotenen Modell in den 
Griff – zumindest überwiegend? 

Eine weitere Frage geht an Herrn Professor Dr. Kollmann. Wenn ich das richtig ver-
standen habe, ist bei der gamescom sowohl vom Ministerpräsidenten als auch von der 
Oberbürgermeisterin meiner Heimatstadt am Beispiel des Cologne Game Hauses in 
Köln deutlich gemacht worden, dass in Nordrhein-Westfalen, wo es viele junge Ent-
wickler und bedeutende Player gibt, Angebote geschaffen werden, damit junge Start-
ups funktionieren können. 

Wenn wir jetzt feststellen, dass wir nicht nur beim technischen Support, sondern auch 
bei der Erstellung der Inhalte Verbesserungsbedarf haben – was könnten aus Ihrer 
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Sicht oder der des Verbandes, den Sie auch vertreten, Anreize für junge Leute sein, 
im didaktischen bzw. pädagogischen Bereich tätig zu werden? Diese Frage stelle ich 
auch vor dem Hintergrund der Entwicklung der neuen Lehrpläne für G9 und der Erstel-
lung von Schulbüchern und Ähnlichem. Frau Kruse wies darauf hin, dass es durchaus 
Bereitschaft gebe, das aber wirtschaftlich nicht darstellbar sei. Kann man in diesem 
Zusammenhang als Landesgesetzgeber etwas tun? 

Eine Frage an Frau Kruse: Es wird immer wieder darauf hingewiesen, dass Spieleent-
wickler keine pädagogische Ausbildung hätten und die Spiele deshalb didaktisch nicht 
akzeptabel seien; deshalb müsse man dort immer sehr genau hinschauen. Welche Mög-
lichkeiten sehen Sie, zu gewährleisten – und das sage ich in aller Freundschaft –, dass 
die Spiele pädagogisch so relevant sind, dass sie auch von Vertretern des Philologen-
Verbands als Bereicherung und nicht als Absenkung des Niveaus empfunden werden? 

Frank Rock (CDU): Herr Heinen, Sie sprachen viele Dinge an, die einen Blick über 
den Horizont ermöglichen. So sagten Sie, dass es keine verbindlichen Konzepte ge-
ben solle. Als Schulleiter frage ich: Wie viele Verbindlichkeiten bzw. Eckpunkte braucht 
man, um sich zu orientieren? Das gilt nicht nur für den Bereich der Digitalisierung, 
sondern auch für den der Inklusion. Welche Eckpunkte kann ein Land vorgeben, damit 
Schulen sich mit deren Hilfe weiterentwickeln können? 

Sie sprachen davon bzw. schrieben in Ihrer Stellungnahme, dass eine Plattform wie 
LOGINEO nicht die alleinige Lösung sein sollte. Der Kollege aus Paderborn hat gesagt, 
dass es im Land gute Konzepte gebe, die sich schon entwickelt hätten. Wie kann das 
MSB einerseits Eckpunkte vorgeben und andererseits Freiheiten gewähren? Das ist na-
türlich nicht ganz einfach umzusetzen. Ich bitte Sie, das aus Ihrer Sicht darzustellen. 

Eine weitere Frage richtet sich an Frau Dr. Habicher: Wir haben viel von Verwaltung 
gesprochen. Ich bin selber Lehrer und weiß daher, dass Zeugnisse schreiben nur ei-
nen kleinen Teil der Verwaltungsaufgaben ausmacht. Die Datenschutz-Grundverord-
nung wird von den Gewerkschaften groß thematisiert, da wir so wichtige Daten verar-
beiten würden. Das ist richtig – aber das sind nur zwei oder drei Prozent der Arbeit 
eines Lehrers. Hinzu kommt die Vorbereitung. Und damit komme ich auf den Punkt, 
Frau Dr. Habicher: Anwendung. Der Kollege Ott sprach es bereits an. 

Sie sind in der Lehrerausbildung tätig und erleben jeden Tag Studenten, die mit viel 
Wissen und vielen Fähigkeiten zu Ihnen kommen. Ich glaube, es ist sinnlos, einem 
jungen Menschen heutzutage noch Word als Lehrerfortbildung anzubieten. Die kön-
nen bereits viel mehr als wir. Wie sieht in den Hochschulen die Anwendung aus?  

Herr Heinen deutete an, dass wir mehr Anwendung und moderne Unterrichtsformen 
brauchen. Wenn die Kinder und Jugendlichen mit ihren eigenen Endgeräten kommen, 
bedarf es Methoden und Kompetenzen. Dazu würde ich von Ihnen gerne inhaltlich 
einiges erfahren, damit auch der Block „Anwendung“ dargelegt wird. 

Zum Schluss möchte ich noch eine Anmerkung machen: Ja, die neue Datenschutz-
verordnung hat uns allen nicht gepasst – zumindest ist sie umfassender als die vorhe-
rige Regelung. Der Kollege von der GEW hat in seinem Wortbeitrag aber so getan, als 
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ob das für die Schulleitungen etwas ganz Neues wäre – das ist mitnichten so. Während 
meiner zehnjährigen Tätigkeit als Schulleiter wurde ich jedes Jahr vom Datenschutz-
beauftragten darauf hingewiesen, den Datenschutz zu beachten, meine Kollegen dar-
über zu informieren und sie unterschreiben zu lassen, dass ich mit ihnen darüber ge-
sprochen habe. Hier bitte ich um Ehrlichkeit: Durch die neue Datenschutzverordnung 
wird das Thema zwar stärker wahrgenommen, aber wirklich neu ist es nicht. 

Helmut Seifen (AfD): Herr Dr. Fallack, ich präzisiere meine Frage aus der ersten 
Runde: Natürlich wissen Sie nicht, wie die Schulen ausgestattet sind. Meine Frage 
zielte darauf ab, ob Sie wissen, wie viele Städte schon einen zentralen IT-Support 
haben. Ich weiß von drei Städten: Münster, Gronau und Köln. Ich nehme aber an, dass 
auch in anderen Städten NRWs dieser Support zentral geleistet wird. Das würde ich 
gerne wissen, da dies meiner Ansicht nach ein zielführender Weg ist. 

Aus Köln-Porz ist mir zu Ohren gekommen, dass der Versicherungsschutz für alles, 
was in den Schulen passiert, für die Städte gemäß Standortfaktor festgelegt wird. Bei 
einem ungünstigen Standortfaktor von vier oder fünf seien die Versicherungsleistun-
gen höher. Das ist mir nur gerüchteweise zu Ohren gekommen; mich würde interes-
sieren, ob das stimmt oder ob das nur ein Fake ist. Für Schulen mit einem ungünstigen 
Standortfaktor wären das natürlich zusätzliche Kosten.  

Die nächste Frage bezieht sich auf etwas, das Herr Stommel gerade angesprochen 
hatte. Es gibt Schulen, die Lehrerarbeitsstätten vorweisen können. Ich kenne solche 
Schulen, habe an ihnen gearbeitet. Sie haben aber recht damit, dass es auch Schulen 
gibt, die das nicht bieten können. Dahin gehend meine Frage an die Vertreter der Spit-
zenverbände: Macht man sich in Ihren Kreisen Gedanken darüber, möglicherweise 
bauliche Maßnahmen zu ergreifen, um die Arbeitsplatzbedingungen zu verbessern? 
Oder ist es vielleicht sinnvoller, jedem Lehrer ein Endgerät zur Verfügung zu stellen? 
Hat man sich Gedanken über die jeweiligen Kosten gemacht? 

Herr Stommel, Sie haben die Standardisierung, die Professor Dr. Engel nahelegte, et-
was in Zweifel gezogen. Meiner Erfahrung nach ist Standardisierung für einen zentralen 
IT-Support erforderlich. Mich würde interessieren, ob es möglich ist, den einzelnen Leh-
rern jeweils unterschiedliche Endgeräte zuzubilligen; und wie könnten diese Geräte ge-
wartet werden? – Die Frage zur Standardisierung war an Professor Dr. Engel gerichtet; 
die anderen Fragen richteten sich an die Vertreter der kommunalen Spitzenverbände.  

Sigrid Beer (GRÜNE): Ich glaube, dass wir alle miteinander feststellen müssen, dass 
der Zug bereits fährt. Herr Schubert berichtete von einer 18 Jahre währenden Entwick-
lung, Herr Professor Dr. Engel beschrieb ein elaboriertes System im Hintergrund. Für 
derartige Abstimmungen braucht es Zeit. 

Wir haben bereits einmal schmerzlich erfahren, wie Mittel versanden können. Ich rufe 
in diesem Zusammenhang die e-nitiative in Erinnerung, die in der Qualität sehr unter-
schiedlich ausgeprägt war. In manchen Kommunen haben Sparkassen und Banken 
geschaut, ob sie noch Rechner im Keller haben, die sie den Schulen zur Verfügung 
stellen könnten. Die Mittel sind sehr unterschiedlich eingesetzt worden. 
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Paderborn hat – wie wir sehr deutlich gehört haben – ein zentrales System. Wie kann 
man die Erfahrungen damit fruchtbar machen? Wie kann man die Mittel im Verbund 
mit den kommunalen Spitzenverbänden effektiv einsetzen? 

Es ist ganz schön viel Geld unterwegs. Ich stimme mit Herrn Heinen überein, dass das 
aber unzureichend ist und es nicht bei einer einmaligen Investition bleiben kann. Wie 
kann es gelingen, die Mittel nachhaltig und zielgerichtet einzusetzen und die von Herrn 
Schubert ausgeführten Dimensionen zu beachten, damit man von den kommunal ent-
wickelten Konzepten profitieren kann, die hier dargestellt wurden? Das muss ja in die 
Fläche, damit es möglichst zusammengeht – wie kriegt man das hin? 

Herr Dr. Fallack und Herr Krämer, ich habe sehr viel Verständnis dafür, dass Sie heute 
nicht sagen, wie der Verhandlungsstand ist – das hatte ich auch nicht erwartet. Trotz-
dem würde ich von Ihnen gerne etwas über die zeitliche Perspektive erfahren: Wann, 
glauben Sie, erblickt das Kind das Licht der Welt? Wir wollen wissen, in welcher zeitli-
chen Perspektive Sie verhandeln – alle warten darauf –; dies auch bezüglich der recht-
lichen Fragen, damit klar ist: Wo kommt was? Die Verhandlung kann schließlich nicht 
ewig dauern. 

Bezogen auf das, was Herr Heinen und Frau Kruse gesagt haben, scheint mir neben 
Interaktion noch ein anderes wichtiges Stichwort gefehlt zu haben: Partizipation – ge-
rade auch im Umgang mit Schülerinnen und Schülern. 

Herrn Schubert bitte ich um eine Empfehlung, wie es gelingen kann, dass das, was 
zusammengebunden worden ist, nicht als Add-on empfunden wird. Wir haben heute 
Morgen eine Anhörung zum Thema „Inklusion“ gehabt, wir müssen uns mit der Frage 
„Integration“ beschäftigen, und jetzt kommt das Stichwort „Digitalisierung“ – alles 
große Überschriften. Vieles läuft zusammen in der Frage zur individuellen Förderung 
und Unterrichtsentwicklung. Wie kriege ich das im Prozess eigentlich hin?  

Diese Frage richtet sich auch an Frau Dr. Habicher: Wie kann man das konzeptionell 
zusammenbinden, damit es zu einem anderen Lernen kommt und nicht die alten Kon-
zepte mit digitalen Mitteln fortgeführt worden? Wie bekommt man diesen Switch hin? Das 
ist die wesentliche Herausforderung jenseits der Fragen zu Technik und Ausstattung.  

Ich habe mit Freude Herrn Schuberts Worte gehört, dass es bei den Kolleginnen und 
Kollegen einen Motivationsschub dahin gehend gebe, die Neuerungen auch wirklich 
anzuwenden. Aber dann muss auch die Qualität in der Unterrichtsentwicklung fortent-
wickelt werden. Hier bitte ich auch um Einschätzungen aus der Perspektive der Leh-
rerverbände. 

Richard Heinen (Montag Stiftung Jugend und Gesellschaft): Eine Frage an mich 
bezog sich auf Verbindlichkeit und Eckpunkte, wo diese Aufgabe zu lösen ist und ob 
sie nicht eigentlich hochkomplex ist. Ich bleibe bei meinem Bild vom Anfang: Wenn es 
einfach wäre, wäre es Fußball.  

Die Aufgabe, vor der wir stehen, ist in der Tat nicht ganz einfach. Es ist wichtig, die 
einzelne Schule und die Schule in der Kommune oder im Verbund zu stärken, indem 
man sich entscheidet, wie man das Lernen gestalten will, anstatt alles über Lehrpläne 
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zu eng vorzugeben. Wenn wir ins Ausland schauen, können wir davon lernen. In eu-
ropäischen Ländern, in denen das ganz gut funktioniert – beispielsweise in Skandina-
vien –, sind die Vorgaben bzw. Lehrpläne für ganze Gymnasien in dünnen Heftchen 
niedergelegt. Wir haben dicke Bücher für jedes Fach. Das engt natürlich ganz unge-
mein ein. Dennoch gibt es in diesen Vorgaben ganz klare Richtlinien dazu, was erreicht 
werden soll und worauf die Schülerinnen und Schüler vorbereitet werden sollen. Das 
kann man sich alles ganz wunderbar anschauen. 

Eine weitere Frage, die wir uns stellen müssen – Frau Beer sprach es an –, ist, warum 
wir immer noch in Kästchen nach ungefähr folgendem Schema denken: Irgendwie 
muss man das mit der Inklusion hinkriegen, dann muss die Integration umgesetzt wer-
den, und jetzt kommt auch noch die Digitalisierung. Die Frage sollte eher lauten, wie 
man eine Schule insgesamt so gestalten kann, dass darin möglichst viele Schüler 
möglichst gut lernen können. Und da wir im 21. Jahrhundert leben, lernen sie höchst-
wahrscheinlich digital. Es gilt also, das Ganze in ein Gesamtkonzept einzubinden. 

Herr Ott sprach davon, dass derzeit die Lehrpläne für G9 geschrieben würden. Da 
sollte man den Menschen auch einiges mit auf den Weg geben; denn – ich deutete es 
eben an – Lehrpläne waren in der Vergangenheit sehr fachwissenschaftlich ausgerich-
tet, auch wenn hin und wieder der Begriff „Kompetenz“ auftauchte.  

Wenn ich Kompetenzen sowie Werte und Haltungen ausbilden will, brauche ich dafür 
Zeit. Das darf hin und wieder auch mal mit der Einschränkung eines überbordenden 
fachwissenschaftlichen Spektrums einhergehen. Wohl wissend, dass viele von den 
Fachinhalten, die wir heute vermitteln, zu dem Zeitpunkt, zu dem die Kinder ins Stu-
dium oder in den Beruf gehen, längst veraltet sein werden. Die Vermittlung von Sozi-
alkompetenzen und Methodenkompetenzen ist mindestens genauso wichtig, baut 
aber darauf auf. 

Zu den Themen „Infrastruktur“ bzw. „LOGINEO“: LOGINEO finde ich als Idee nach wie 
vor sehr charmant. Es ist gut, wenn ein Land eine solche Lösung anbietet. Man muss 
aber auch akzeptieren, dass es mittlerweile viele andere Lösungen gibt.  

Wir haben in einem anderen Umfeld eine kleine Machbarkeitsstudie zu Open Educa-
tional Resources (OER) durchgeführt. Wichtig ist, dass die Lösungen, die wir haben, 
gut miteinander kommunizieren können. Es müssen Schnittstellen definiert werden, 
wie Berechtigungen weitergegeben werden können. Die Einführung des Univention 
Corporate Servers (UCS) in Köln ist ein gutes Beispiel dafür, wie ich Single Sign-on 
zwischen sehr unterschiedlichen Plattformen gewährleisten kann.  

Es wird auf technischer Seite also Vielfalt ermöglicht, gleichzeitig werden klare Schnitt-
stellen definiert. Das ist wichtig, um Weiterentwicklung zu gewährleisten. Wenn man 
weiß, dass es eine einheitliche Lösung gibt, und der Anbieter dieser einheitliche Lö-
sung weiß, man ist für immer und ewig da, ist das kein Anreiz, sich dynamisch weiter-
zuentwickeln. 

Linda Kruse (game – Verband der deutschen Games-Branche e. V.): Ich gehe zu-
nächst auf die Frage ein, wie man die Qualität der Spiele gewährleisten kann, auch 
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wenn die beteiligten Spieleentwickler bzw. Gamedesigner keinen pädagogischen Hin-
tergrund haben. 

Bei der Entwicklung von Serious Games arbeiten wir so oder so schon interdisziplinär, 
das heißt, wir erstellen diese Spiele nicht allein. Vielmehr entstehen sie in einem Span-
nungsgefüge zwischen der Zielgruppe und jemandem, der die Fachkompetenz mit-
bringt, beispielsweise einem Psychologen oder einem Lehrer bzw. einer Lehrerin.  

Alle unsere Spiele werden während der Entwicklung regelmäßig mit den Kindern und 
Jugendlichen getestet. Außerdem werden sie auf unsere Zielvorgaben hin analysiert, 
um sicherzustellen, dass das, was wir den Kindern und Jugendlichen mit dem Spiel 
beibringen wollen, auch erreicht wird – und zwar auf eine nachhaltige Art und Weise 
und nicht nur als kurzfristiger Effekt. 

Ich sprach es eben schon an, dass wir dazu ein dreijähriges Forschungsprojekt hatten. 
Das befindet sich derzeit in der Evaluation der mittelfristigen Effekte. Unterstützt wird 
es vom BMBF. Wir arbeiten dabei mit der TU Dresden und der TU Berlin zusammen, 
die an den Schnittstellen sicherstellen, dass sowohl aus psychologischer als auch aus 
pädagogischer Perspektive die gewünschten Inhalte ins Spiel gelangen und so defi-
niert werden, wie sie für den Unterricht erforderlich sind.  

In diesem Zusammenhang sind aber vor allem die Evaluation und das Testen mit den 
Kindern relevant, damit wir als Entwickler sicher sein können, dass das Spiel auch in 
der Praxis funktioniert und wir uns das nicht lediglich in unserem Keller ausgedacht 
haben. 

Dazu möchte ich noch ergänzen, dass es für Spiele – wie auch immer man sie einset-
zen möchte – verschiedene Möglichkeiten gibt. So wie die verschiedenen Lehrmetho-
den bzw. -materialien verschiedene Zwecke verfolgen, kann man auch Spiele vielfältig 
einsetzen. Sie können als leichter Einstieg in ein komplexes Thema dienen oder sie 
können Inhalte in verschiedener Weise vertiefen. 

Über das Spielsystem habe ich die Möglichkeit, Kinder mit unterschiedlichen Lernni-
veaus jeweils in ihrem eigenen Tempo arbeiten zu lassen. So gelangen sie mit unter-
schiedlichem Zeitaufwand zu den gleichen Ergebnissen. Ich kann in den Spielen auch 
bestimmte Testfragen stellen, ähnlich, wie man das in einer Klassenarbeit auch ma-
chen würde; allerdings kann ich sie hier in kürzeren Zyklen einbinden. 

All das sind Fragestellungen bzw. Zielvorgaben, die man zu Beginn der Spielentwick-
lung festlegt. Man definiert die Lernziele und auf welchen Wegen sie erreicht werden 
sollen; in der Entwicklung kann man dann darauf hinarbeiten. Die Spiele passieren 
nicht durch Zufall, sondern hinter ihnen steckt sehr viel Know-how.  

Außerdem findet – ähnlich wie bei Lehrerinnen und Lehrern – sehr viel Auseinanderset-
zung mit der Zielgruppe statt: Wie kann ich sie abholen? Wie kann ich sicherstellen, 
dass unterschiedliche Lerntypen mit dem Spiel interagieren können? Wie kann ich Hil-
festellungen platzieren, um zu verhindern, dass die Schüler das Interesse verlieren usw. 

Zum Thema „Technik“ würde ich gerne Folgendes ergänzen: Soeben sprach ich die 
grundsätzlichen Rahmenbedingungen für die Entwicklung von neuen Spielen an. Will 
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man Spiele im Unterricht benutzen, die die Kinder zu Hause spielen oder die schon 
seit Jahren auf dem Markt erhältlich sind, muss man bedenken, dass diese ganz an-
dere technische Anforderungen haben. Manche haben beispielsweise höhere Anfor-
derung an die Hardware, insbesondere an die Grafikkarten. Im Zweifel gibt es be-
stimmte Spiele nur für Spielkonsolen. In solchen Fällen müssen keine Klassensätze 
angeschafft und jedem Kind eine Konsole bereitgestellt werden; Überlegungen zur 
Hardware sind aber erforderlich. 

Den Hinweis von Frau Beer auf Partizipation bzw. kollaboratives Arbeiten fand ich sehr 
gut: Spiele und digitales Lernen unterscheiden sich von normalem Lernen. Es ist sinn-
voll, über Spiele oder andere Methoden noch einmal nachzudenken. Die Anschaffung 
von Hardware und die Sicherstellung des Datenschutzes sind natürlich nicht ausrei-
chend, um zu gewährleisten, dass die Kinder und Jugendlichen zum einen den Umgang 
erlernen und zum anderen die Qualitäten und Vorteile der Geräte vollumfänglich genutzt 
werden können. Dafür braucht es angepasste Unterrichtsmaterialien, vielleicht sogar in-
novativere Unterrichtskonzepte – darauf geht die Kollegin gleich noch näher ein. 

Schließen möchte ich mit einem Hinweis: Ich komme aus einer Branche, in der wir 
täglich mit Problemen zu tun haben, die vor uns wahrscheinlich noch keiner hatte, da 
wir mit Technologien umgehen, die es vorher noch nicht gab. Als Beispiele seien Ent-
wicklungen der letzten Jahre wie Virtual Reality und künstliche Intelligenz genannt. 

Zu diesen Dingen steht nichts in den Lehrplänen. Die Lehrerinnen und Lehrer und die 
Kinder und Jugendlichen können sich darauf nicht vorbereiten. Spiele können aber 
Problemlösekompetenz vermitteln. Die hilft beim Umgang mit neuen Problemen oder 
solchen, für die noch niemand eine vorgefertigte Lösung bereitgestellt hat. Es gibt kein 
Lösungsheft für Fragen, die in Zukunft auf uns zukommen.  

Aber in Spielen habe ich die Möglichkeit, mich selber heranzutasten und Kompetenzen 
zu erwerben, mit denen ich Probleme angehen kann. Außerdem lernt man, dass man 
bei kleinen Schritten scheitern kann und trotzdem nicht den Mut verlieren muss, sich 
mit komplexen Problemen auseinanderzusetzen. Ich betone das, weil oft unterschätzt 
wird, dass diese Kompetenz schon jetzt sehr stark gefordert wird und in Zukunft natür-
lich noch viel relevanter sein wird. 

Dr. Alexandra Habicher (Universität zu Köln, Zentrum für LehrerInnenbildung): 
Herr Rock, Sie vermuteten, dass die Studierenden mit vielen Kompetenzen an die Uni-
versitäten kommen würden, da sie schließlich heutzutage alle Microsoft Word bedie-
nen könnten.  

Die Studienlage zu diesem Thema weist darauf hin, dass Lehramtsstudierende nicht 
die digitalaffinste Klientel ist, die man finden kann – das erleben auch wir im Alltag. 
Der Sprung von Microsoft Word zur problemlösungsorientierten Lehre ist relativ hoch.  

Ich veranschauliche mit zwei oder drei Beispielen, was wir an der Universität zu Köln 
tun, um dieses Spannungsfeld etwas aufzulösen. Viele Studierende und Lehrer – auch 
dazu gab es eine aktuelle Studie – beschäftigen sich mit Digitalisierung im weitesten 
Sinne immer nur auf der Ebene der Tools, beispielsweise mit Microsoft Word.  
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Die Technik bietet aber auch neue Möglichkeiten; völlig neue didaktische Konzepte, 
die Partizipation und Individualisierung ermöglichen – damit komme ich zu Ihrer Frage, 
Frau Beer. 

All das stellt extrem hohe Anforderungen an Studierende, an Lehrerinnen, an uns alle. 
Auflösen lässt sich das meiner Ansicht nach nur durch kooperative Lernformate und 
kooperative Lehre.  

Als Universität haben wir das erkannt: Wir haben vor eineinhalb Jahren einen Univer-
sitätsverbund namens digiLL_NRW gegründet, beteiligt sind die fünf großen Lehrer 
ausbildenden Universitäten in Nordrhein-Westfalen. Wir haben unsere fachlichen und 
didaktischen Kompetenzen zusammengeführt, um eine Plattform zu etablieren, die in 
der Lehrerausbildung hoffentlich relativ relevant sein wird.  

Gleichzeitig kann sie für fertig ausgebildete Lehrer interessant sein. So kann man sich 
beispielsweise Lernmodule anschauen. Wenn man keine Ahnung hat, wie ein interak-
tives Whiteboard funktioniert, kann man sich das wunderbare Lernmodul eines Kolle-
gen dazu anschauen. Dieses Modul beginnt mit der Frage, wie man ein Whiteboard 
an den Strom anschließt – es ist also sehr niedrigschwellig. 

Ein weiteres Kooperationsprojekt haben wir mit der Stiftung der Deutschen Wirtschaft. 
Deren Stipendiaten werden wir im Wintersemester – jetzt benutze ich ein ganz altes 
didaktisches Wort – im didaktischen Doppeldecker ausbilden. Dabei sind Tools nur 
Mittel zum Zweck; es geht um digitale Themen, viele digitale Methoden und didakti-
sche Konzepte werden etabliert: Als Beispiel sei „Flipped Classroom“ genannt und 
ganz viel, das wir etwas anders aufgesetzt haben. 

Das Kernthema dieser Fortbildung ist aber Change Management an Schulen. Ich plä-
diere ausdrücklich dafür, Digitalisierung in Bildung nicht immer nur auf der Ebene der 
Tools zu sehen, sondern sie mit Inhalten zu verbinden. Diesbezüglich schließe ich 
mich meinen Vorrednern an: Wir brauchen kein neues Fach, sondern Digitalisierung 
überall im Fachunterricht. 

Schließen möchte ich mit dem Hinweis auf ein schulformübergreifendes Seminar mit 
dem schönen Titel „Propaganda in Zeiten der Digitalisierung“, das ich im Sommerse-
mester abgehalten habe. Darin habe ich Studierende – projektbasiert und problemlö-
sungsorientiert – Fake News mit digitalen Mitteln erstellen lassen. Das hat ihnen viel 
Spaß gemacht und das schönste Feedback, das ich von den Studierenden bekommen 
habe, war, dass die projektbasierte Zusammenarbeit über einen relativ langen Zeit-
raum ganz viel bei ihnen verändert habe und sie das auf jeden Fall mit in die Schulen 
nehmen würden. 

Andreas Stommel (Verband Bildung und Erziehung, Landesverband NRW e. V.): 
Frau Beer, ich greife das Stichwort „Medienkompetenzrahmen“ auf, das für die Lehr-
kräfte in den Schulen der Maßstab ist. Neben der Digitaloffensive wurde groß ange-
kündigt, dass jetzt auch eine Fortbildungsoffensive komme. 
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Gerade wurde schon angesprochen, dass wir in Richtung Change Management gehen 
müssten. Aber Change Management ist – etwas ironisch formuliert – ohne die digitalen 
Geräte, die genutzt werden sollen, sehr schwierig.  

Damit wären wir wieder beim Anfang unserer Veranstaltung. Es gibt einen direkten 
Zusammenhang: Ich kann eine Fortbildung nicht machen, wenn ich das Gerät nicht 
habe. Ich fürchte – das habe ich schon in vielen Foren gesagt –, dass wir wieder den 
Fehler machen, Fortbildungen anzubieten, in denen alle gelangweilt in die Gegend 
schauen, weil Fortbildungen ohne Geräte nun einmal ganz großes utopisches Poten-
zial haben. Es muss eine direkte Verbindung zwischen Fortbildung, Inhalt und Gerät 
geben. Dann kann man die Menschen motivieren und gelangt in den Bereich des 
Change Managements und es gibt Reaktionen wie „Aha, so geht das!“. 

Erstklassige Beispiele gab es auf einer Auftaktveranstaltung in Düsseldorf, bei der 
Schulen zeigten, was sie machen. Einigen Leuten gingen die Augen über, als sie sa-
hen, was man auf der inhaltlichen Seite in den Fächern alles machen kann. Es bedarf 
eben keines neuen Fachs, man muss einfach nur die Geräte haben. Und wenn wir die 
hätten und wirklich damit arbeiten könnten, könnten wir auch eine vernünftige Fortbil-
dung auf die Beine stellen. Unmittelbar erforderlich sind: Fortbildung plus Gerät plus 
Inhalt – sollte das nicht gegeben sein, brauche ich auch keine Fortbildung anzubieten. 

Prof. Dr. Tobias Kollmann (Universität Duisburg-Essen, Fakultät für Wirtschafts-
wissenschaften, Fachgebiet Wirtschaftsinformatik): Ich beantworte die direkt an 
mich gerichtete Frage, was man tun kann, damit man innovative Lernformen auch im 
Rahmen eines Spieleansatzes an deutschen Schulen stärker entwickeln kann. 

Grundsätzlich müssen wir feststellen, dass sich Start-ups bzw. ihre Entwickler dort be-
tätigen, wo sie die Chance haben, Geld zu verdienen. Ich glaube, das ist durchaus 
legitim. 

Das Geld wird dort verdient, wo es die entsprechenden Absatzmärkte gibt. Diese 
Märkte haben für sie oder ihn entweder einen direkten Zugang oder dieser Zugang 
wird durch Förderung geschaffen. Die Game-Industrie ist in Deutschland im Vergleich 
zu anderen Ländern nicht besonders ausgeprägt, weil die Förderpolitik in diesen Län-
dern eine andere ist, als Beispiel sei Kanada genannt. 

Wenn man im Bereich der lehrdidaktischen Lernmittel auf Spielebasis punkten möchte, 
muss man die Förderpolitik auf der einen Seite und die Vergabepolitik auf der anderen 
Seite überdenken. Die Frage der Auftragsvergabe im Hinblick auf die Umstellung von 
Lehrmitteln auf neue innovative Formen kann sicherlich auch dadurch gesteuert wer-
den, dass man Entwicklungen der Spieleindustrie besonders berücksichtigt. 

Wiederholt wurde ich mit der Aussage konfrontiert, dass wir kein separates Fach Digi-
talkunde brauchen. Dazu möchte ich mit einer Analogie Stellung nehmen: Auch in Un-
ternehmen aus Mittelstand und Industrie herrscht derzeit der Glaube vor, dass alle 
Abteilungen digitalisieren müssten. Das ist nicht falsch, führt aber hauptsächlich zu 
Automatisierung und eben nicht zur Entwicklung neuer digitaler Geschäftsmodelle. 
Diese sind eher in den speziell dafür gegründeten Digital Units zu Hause. 
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Wir brauchen also ein einzelnes Fach Digitalkunde, weil es nicht nur darum geht, das 
Digitale im lehrdidaktischen Einsatz im einzelnen Fächerkanon zu nutzen. Vielmehr 
geht es darum, für die Menschen, die in Zukunft mit Digitalisierung leben müssen, spe-
zielle Kompetenzen bezüglich Wirtschaft und Gesellschaft auszubilden. 

Prof. Dr. Andreas Engel (Stadt Köln, Amt für Informationsverarbeitung): Herr Ott, 
Sie fragten, ob wir die Rahmenbedingungen haben, um innovative Lehrmaterialien wie 
digitale Schulbücher, Filme oder Audiodateien nutzen zu können. Außerdem wollten 
Sie wissen, wie wir mit Lizenzen umgehen. 

Dazu kann ich sagen, dass wir das technisch im Griff haben. Frau Kruse hat die Zau-
berformel genannt: Webbasierte Software – alles, was daraufhin entwickelt wurde, mit 
einem Browser abrufbar zu sein, können wir immer betreiben. 

Innovative Lehrmaterialien, die diese Bezeichnung auch verdienen, müssen webba-
siert sein – das sind sie auch. Technisch haben wir das also im Griff.  

Zu einem Betriebsmanagement gehört ein Lizenzmanagement – auch das haben wir im 
Griff. 

Was wir meiner Kenntnis nach nicht im Griff haben, sind die Kosten für die Lizenzen, 
die insbesondere für digitale Lehrmaterialien anfallen – hier hapert es noch. 

Für den Einsatz der modernen Lehrmaterialien haben wir in den Schulen infrastruktu-
relle Voraussetzungen wie schnelle Netze, strukturierte Verkabelungen und gema-
nagte WLANs – das haben wir ebenfalls im Griff. 

Wir haben „Gute Schule 2020“ genutzt, um alle 262 Kölner Schulen mit Glasfaserka-
beln ans Internet anzubinden. Die Bandbreite, um alle möglichen Anwendungen aus 
dem Internet herunterzuladen und im Unterricht zu nutzen, ist also vorhanden. 

Es ist kein technisches Problem, das umzusetzen, wenn es in einem professionellen 
Betrieb gemanagt wird. Damit komme ich zu der Frage von Frau Beer. Wie kommen 
wir dahin? Wie können wir das Modell, das in Paderborn, Münster und Köln oder am 
Niederrhein bereits entwickelt und umgesetzt wurde, in Nordrhein-Westfalen in die Flä-
che bringen, um alle Schulen zu ertüchtigen, die Chance der Digitalisierung nutzen zu 
können? 

Die aufgesetzten Förderprogramme sind immer auf Investitionen in Hard- und Soft-
ware bzw. Infrastruktur fixiert – also in die Beschaffung. Der dauerhafte Betrieb, die 
Wartung und Pflege sowie der Support dieser beschafften Geräte sind nicht Teil der 
Förderprogramme. 

Am Ende meiner Stellungnahme ist zu lesen, die im Rahmen von „Gute Schule 2020“ 
investierten Mittel verpuffen, wenn wir nicht sicherstellen, dass wir die aufgebaute Inf-
rastruktur professionell betreiben und die beschafften Geräte nach fünf Jahren erneu-
ern können. 
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Ich möchte dafür sensibilisieren, dass wir irgendwann von einmaligen Förderprogram-
men wegkommen und zu einer Schulpauschale für den dauerhaften Betrieb der digi-
talen Infrastruktur hinkommen müssen. Nur mit einer solchen Pauschale sind wir im-
stande, unsere Investitionen dauerhaft und sinnvoll zu nutzen. 

Detlef Schubert (Bezirksregierung Detmold, Referent für Medienbildung): Frau 
Beer, wenn ich Sie richtig verstanden habe, fragten Sie danach, wie man die Finan-
zierung und die Unterrichtsentwicklung effektiv umsetzen kann. 

Diesbezüglich fallen mir mehrere Aspekte ein. Für den gezielten Einsatz der Finanzen, 
braucht es meiner Ansicht nach sehr kurzfristig Konzepte. Wenn ich Schulträger und 
Schulen berate – nicht nur in der Stadt Paderborn, sondern auch in OWL –, tauchen 
genau die Fragen auf, die Sie gestellt haben.  

Ich ermuntere sie, anlässlich der Gelegenheit, Gelder abzurufen, zu überlegen, wie sie 
in den nächsten zehn Jahren in ihren Schulen mit digitalen Medien arbeiten wollen – 
und diesbezüglich auch einige Visionen zu entwickeln. Als Beispiel stelle ich immer 
eine Frage, die bei einem Zukunftsworkshop ein Filmvertreter an mich richtete: Herr 
Schubert, wofür brauchen Sie in den Klassenräumen eigentlich noch Tische? 

Damals hielt ich das für eine unverschämte Frage und dachte nicht darüber nach. Man 
kann sie aber als Impuls nehmen, alles infrage zu stellen und Visionen zu entfalten. 
Diese Visionen kann man in Konzepte gießen, wie man in zehn Jahren arbeiten will. 
So vermeidet man es, in fünf Jahren noch von einer schönen Ausstattung zu sprechen, 
aber im sechsten Jahr schon wieder etwas anderes zu brauchen. 

Es sind also Konzepte erforderlich, die tragen und nachhaltig betrieben werden kön-
nen, bis hin zu einer Refinanzierung. Wenn es diese Konzepte gibt, wissen die Kom-
munen auch, wie sie die Gelder sehr zielgerichtet einsetzen können. Das wäre aus 
meiner Sicht eine Voraussetzung. 

Außerdem wünsche ich mir, dass den Kommunen nicht auferlegt wird, das Rad zwei-
mal zu erfinden. Ich hatte in meinem ersten Wortbeitrag schon ausgeführt, dass wir 
bezüglich des zentralen SchILDweb für Paderborn klären müssen, ob wir das eigent-
lich dürfen, obwohl andere Kommunen das einsetzen. Die Frage ist, wem der offizielle 
Segen erteilt worden ist. 

Wenn das Land wahrnehmen würde, dass etwas geregelt werden muss und eine Vor-
gabe machen würde, unter der man das betreiben dürfte, wäre uns und den vielen 
Kommunen und Schulträgern in meiner Region sehr geholfen. So könnte man in den 
Kommunen Zeit sparen bzw. diese effektiv nutzen – um Ihre Frage aufzugreifen. 

Ich finde, man sollte Funktion und Technik sauber aufeinander abstimmen. Damit be-
ziehe ich mich auf unsere heutige Diskussion, zwischen Pädagogik und Verwaltung zu 
unterscheiden. 

Dieses Thema habe ich einmal mit einem Techniker besprochen; seine Argumentation 
fand ich einleuchtend: Wenn Verwaltungsaufgaben zu bearbeiten sind, braucht man 
einen Hochsicherheitstrakt; da sind sehr viele Anforderungen zu erfüllen. Pädagogi-
sche Aufgaben sollen ebenfalls sicher bearbeitet werden können, hier gibt es aber 
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einen qualitativen Unterschied. Die Verwaltungsaufgaben sind also in einem geson-
derten Bereich zu regeln. 

In diesem Zusammenhang stellte ich mir die Frage, ob man das zentral oder dezentral 
regeln möchte. Derzeit neige ich dazu, eine Diskussion darüber zu eröffnen, ob die zent-
rale Lösung nicht die kostengünstigere und effektivere ist. Die aufwendigen Sicherheits-
maßnahmen zentral umzusetzen, abzustimmen und für alle Kommunen und Nutzer zu 
gewährleisten ist eine effektive Möglichkeit. Wenn einzelne Kommunen das umsetzen 
müssten, könnte das allenfalls über eine Empfehlung oder eine Musterlösung geregelt 
werden. Das aber kann meiner Ansicht nach nur eine Interimslösung sein. 

Schließlich müssen wir nicht nur das Jahr 2018 berücksichtigen, sondern bezüglich 
der Verarbeitung solcher Schülerdaten auch zehn Jahre in die Zukunft schauen; hier 
wird sich permanent etwas verändern. 

Wenn das also zentral verwaltet würde, könnte man auch zentral an den Stellschrau-
ben drehen und müsste nicht immer wieder neue Lösungen ins ganze Land tragen. So 
viel zum Aspekt „Technik und Pädagogik anpassen“. 

Für das pädagogische Feld würde ich mir wünschen, dass den Schulen die Umsetzung 
von Speichermöglichkeiten oder Ähnliches selbst überlassen wird. Viele Schulen ha-
ben hier schon etwas entwickelt, es gibt aber auch Schulen, die nichts vorzuweisen 
haben; denen kann man es selbstredend zentral anbieten. 

Diesbezüglich sind viele Fragen zu klären. Wir haben zum Beispiel zwei zentrale Spei-
cherbereiche für die Schulen, jetzt kommt ein eigener Cloud-Speicher hinzu. Da wir 
datenschutzrechtlich konform arbeiten wollen, bekommt jede Schule von uns ein sol-
ches Gerät.  

Dann haben wir die Angebote von Apple, von Microsoft und möglicherweise das von 
LOGINEO. Ich finde, mit LOGINEO würde das zu sehr auf einen Kanal verengt. Ich 
wünschte mir, dass auch die Alternativen ausgelotet werden würden, um herauszufin-
den, ob diese vielleicht auch tragfähig für die Schulen sind. Dann könnten die Schulen 
sich für ein zentrales Angebot entscheiden. Sie hätten aber auch den Segen, das vor-
handene System fortzuführen. Technik und Funktion müssen also aufeinander abge-
stimmt werden. 

Abschließend noch einige Worte zur Interaktion: Da muss ich ehrlich gesagt etwas 
schlucken. Interaktives Arbeiten ist für mich eine Zielperspektive. Wenn ich für diese 
Idee Beispiele in die Lehrerfortbildungen hineintrage, nicken alle und sagen „Ganz 
toll!“ – aber keiner setzt es um. Das ist einfach zu hochtrabend. 

Durch Erfahrungen mit einem Kollegium habe ich gelernt, dass weniger mehr ist: Ich 
möchte weniger Software, weniger Hardware und ich fange ganz unten an. Mit Blick 
auf dieses Kollegium stelle ich fest: Um die zehn Prozent der Lehrer, die ich als Nerds 
bezeichne, muss ich mich nicht kümmern. Die schwimmen vorneweg, denen sollte 
man zuhören, die sollten vielleicht einige Ideen bzw. Anregungen einbringen. Um wei-
tere zehn Prozent der Lehrer sollte ich mich besser auch nicht kümmern, da ich hier 
sehr viel Arbeit investieren müsste, um etwas zu bewegen. Bleiben 80 Prozent, in 
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Kombination mit den Nerds erreiche ich also 90 Prozent des Kollegiums – und dann 
habe ich gewonnen. Das meine ich mit dem flächendeckenden Ansatz in Paderborn. 

Viele der Lehrer erreiche ich nur, wenn ich sehr niederschwellig einsteige. Als Beispiel 
sei eine Lehrerin genannt, die mir auf einer Fortbildung alle ungeklärten Fragen stellen 
wollte. Eine davon lautete: „Können Sie mir den Unterschied zwischen Datei und Ver-
zeichnis erklären?“ Ich dachte mir, dass sie das eigentlich schon seit 15 oder 20 Jah-
ren wissen müsste. Aber sie kam nun einmal mit dieser Frage. Wenn ich bei der Ver-
anstaltung also mit der Interaktivität eingestiegen wäre, hätte ich diese Lehrerin voll-
kommen abgehängt. Meine Devise lautet daher: ganz unten einsteigen. 

Außerdem glaube ich – wieder mit Blick auf das genannte Kollegium –, dass man hin-
sichtlich des Fachs oder der Methode ganz gezielte Impulse setzen muss. „Flipped 
Classroom“ wird häufig genannt, aber keiner hat es erlebt oder ausprobiert. Das in 
einer Fortbildung erlebbar zu machen, wäre ein Impuls.  

Die Lehrer haben allerdings wenig Zeit. Ich muss die wenige Zeit, die sie haben, und 
ihre derzeitige Bereitschaft, sich darauf einzulassen, effektiv nutzen. Deshalb erfrage 
ich momentan ganz gezielt den Bedarf.  

Außerdem sollte man darauf vertrauen, dass es innerhalb der Kollegien Lehrer gibt, 
die Anregungen geben können. Das sollte man auch auf der Schulebene mitnutzen, 
das ist zeiteffektiv. Ich glaube, das wäre sehr gewinnbringend. 

Brigitte Balbach (lehrer nrw): Dem habe ich kaum noch etwas hinzuzufügen – ich 
bin gerade richtig begeistert. 

(Heiterkeit) 

Das Mitnehmen ist ein Problem, die Sicherheit ist derzeit das größte Problem. Nach 
unserer heutigen Diskussion habe ich fast die Hoffnung aufgegeben, dass es ein Ge-
samtkonzept geben wird. Trotzdem läge mir sehr daran, dass die Rahmenbedingun-
gen für alle gleich sind, damit auch alle einsteigen können, wenn sie wollen – das sehe 
ich im Moment noch nicht. 

Wir diskutieren hier auf unterschiedlichen Ebenen. Man muss berücksichtigen, und ich 
bitte diesbezüglich um Verständnis: Die hier sitzenden Vertreter der Personalräte hat-
ten schon eine ziemliche Leidenszeit hinter sich, bevor die Grundregeln erst mal klar 
waren und miteinander abgesprochen werden konnten. 

Wir sind froh, dass das Ministerium jetzt versucht, eine Lösung zu finden, die auch den 
Datenschutzbestimmungen und den rechtlichen Bestimmungen gerecht wird – das ist 
schon eine Hausnummer. 

Im Ministerium wurde auch erkannt, dass nicht jeder machen kann, was er will. Viel-
mehr muss man das jetzt auf eine Schiene bringen. Insofern kann ich alle nur ermun-
tern – auch angesichts der sehr unterschiedlichen Standpunkte hier –, LOGINEO NRW 
zum Anlass zu nehmen, weitere Dinge auf den Weg zu bringen. Und zwar konkret. 
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Man sollte es also nicht dabei belassen, dass wir hier nett geredet haben. Stattdessen 
sollte mit dem Schulministerium darüber gesprochen werden, wie Eckpunkte gesetzt 
werden können, und diese sollten auch gemeinsam ausgehandelt werden. 

Dazu möchte ich ausdrücklich ermuntern, da ich weiß, wie schnell so etwas versacken 
kann: Man ist euphorisch, tut auch etwas. Aber wenn die nächste Hürde genommen 
und LOGINEO einigermaßen ans Laufen gebracht ist, wird man die weiteren Schritte 
nicht gehen. Ich würde mir wünschen, dass es im Landtag und im Schulministerium 
eine langjährige Entwicklung geben würde, die die von anderen Rednern genannten 
Punkte miteinbezieht. Wir sollten nicht hier Schluss machen und sagen, jetzt schauen 
wir einmal, wie es wird und lediglich die eine oder andere Anregung mitnehmen. 

Stattdessen sollten wir dafür sorgen, dass das Gesamtkonzept, von dem hier die Rede 
war und ist, weiterentwickelt wird und in die Fläche geht. 

Maike Finnern (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft NRW): Zunächst lie-
fere ich eine Antwort nach, die ich in der ersten Runde vergessen habe. Es ging um 
den Bedarf an eigenen Endgeräten. Im Rahmen einer Aktion haben wir den Lehrkräf-
ten einen Antrag auf ein eigenes Endgerät zur Verfügung gestellt, den sie an das MSB 
schicken konnten.  

Das hat eine sehr große Resonanz gefunden, sodass zum Teil bis zu 200 Anträge pro 
Tag beim Ministerium eingegangen sind. Der Bedarf ist also sicherlich vorhanden. – 
Soweit die Ergänzung.  

Vorhin ging es um Ausbildung, Fortbildung und den Zusammenhang. Es geht nicht um 
Digitalisierung im Sinne von L'art pour l'art, schon gar nicht in Schulen. Sie steht immer 
im Zusammenhang mit und unter dem Primat der Pädagogik: Was können wir eigent-
lich mit Digitalisierung in Schulen machen? Wie wird Unterricht damit besser? Wie 
können wir damit mehr erreichen?  

Nichtsdestotrotz ist der Zusammenhang vollkommen klar – das wurde bereits ausge-
führt: Wenn die erforderliche Technik nicht zur Verfügung steht, nutzen auch supertolle 
Konzepte zur Unterrichtsgestaltung nichts. Umgekehrt gilt: Wenn man Technik hat, mit 
der man ganz toll arbeiten könnte, aber das Know-how fehlt, nützt das auch nichts. 
Das muss also parallel entwickelt werden. 

In diesem Zusammenhang sind einige Punkte wichtig. Es muss Teil der Lehrerinnen- 
und Lehrerausbildung werden, zu vermitteln, was es eigentlich bedeutet, in der digita-
len Welt zu unterrichten: Was kann man mit der entsprechenden Ausstattung machen 
und wie kann man sie sinnvoll nutzen? 

Zum Thema „Fortbildung“: Die Kolleginnen, die derzeit in den Schulen tätig sind, haben 
diese Ausbildung in der Regel nicht genossen. Wir brauchen wir also eine Menge Fort-
bildungen, sicher auch für ganze Kollegien. Wir haben immer schon festgestellt, dass 
die Ausstattungen durchaus unterschiedlich sind. Das eine Kollegium braucht also 
diese Fortbildung und das andere Kollegium wiederum eine andere. Hier gibt es viel 
Nachholbedarf und es muss viele Angebote geben. 
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Ein weiterer Punkt, der hier noch nicht zur Sprache gekommen ist: Es bedarf der Er-
stellung von Konzepten und neuen Lehrplänen, außerdem muss der Medienkompe-
tenzrahmen eingearbeitet werden. Ich sage einmal etwas salopp: In Schulen wurden 
schon viele Konzepte erarbeitet, die irgendwann in Schubladen verschwunden sind. 
Es ist ganz wichtig, dass diese Konzepte gut implementiert sind und dass die Kolle-
ginnen und Kollegen Unterstützung bei der Erarbeitung bekommen. 

Aus unserer Perspektive kann es nicht sein, dass gefordert wird, neue Lehrpläne für 
ein Fach zu erarbeiten bzw. in diese bestimmte Elemente einzuarbeiten, ohne dass es 
dafür weitere Unterstützung geben würde; das gilt entsprechend für die Umsetzung 
der sechsten Stufe des Medienkompetenzrahmens. 

Wir brauchen fundierte Unterstützung für die Kolleginnen, damit sie mit den Vorgaben 
arbeiten können. Es braucht auch Zeit; Lehrerinnen haben wenig Zeit, darauf wurde 
bereits hingewiesen. Es gibt an Schulen viele Aufgaben, zum Beispiel in Form von 
pädagogischen Tagen, die auch wirklich dezidiert dafür zur Verfügung gestellt werden. 

Hier ist ein Dreiklang nötig, damit alle mitgenommen werden können – das ist ganz 
entscheidend. 

Eine letzte Anmerkung zu dem, was sie gerade gesagt haben, Herr Rock. Es ist nicht 
neu, dass die Schulleitungen letztlich die Verantwortung für den Datenschutz haben, 
das ist völlig klar. Aber: Mit dem Wissen, das in den letzten Jahren über Datenschutz 
hinzugekommen ist, kann die Schulleitung einer Schule mit 60 oder 70 Lehrern kaum 
guten Gewissens unterschreiben, dass alle Kolleginnen und Kollegen sich wirklich in 
letzter Konsequenz an die Datenschutzvorgaben halten werden.  

Ich habe Herrn Hofmann vorhin auch nicht so verstanden, dass er gesagt hätte, dass 
alles neu sei. Vielmehr ist es jetzt eine andere Situation. Nur weil es früher im Grau-
bereich gehandhabt worden ist, heißt es ja nicht, dass wir es immer da belassen soll-
ten. Das macht es ja auch nicht besser. Ich glaube also fest daran, dass der Arbeitge-
ber Rechtssicherheit und Datenschutz zu garantieren hat. Er kann das nicht auf die 
Kolleginnen und Kollegen in den Schulen bzw. auf die Schulleitungen abwälzen. 

(Vereinzelt Beifall von den Zuhörerinnen und Zuhörern) 

Thomas Krämer (Landkreistag Nordrhein-Westfalen): Frau Beer, Herr Ott, ich kann 
ihr Drängen gut nachvollziehen. Dass wir hier schon seit geraumer Zeit über die digi-
tale Ausstattung an Schulen sprechen, deutet darauf hin, dass das einer der wesentli-
chen Punkte ist, die wir als Gesellschaft angehen müssen. Deswegen kann ich Ihr 
Drängen grundsätzlich verstehen – in dieser konkreten Frage kann ich es allerdings 
eher nicht verstehen. 

Wir haben es hier tatsächlich mit einer verhältnismäßig komplizierten Operation zu tun. 
Die Stellungnahme von Professor Dr. Grzeszick stellt das eigentlich ganz gut dar. Wir 
unterhalten uns über eine Neuausrichtung der Finanzierung von Digitalisierung in 
Schulen – das funktioniert nicht von heute auf morgen. Die Ausstattung von Lehrern 
mit Endgeräten ist eigentlich nur ein kleiner Ausschnitt davon. Das kam hier mehrfach 
und gut zur Geltung.  
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Die von Lehrern zu leistenden Verwaltungstätigkeiten müssen hohen Sicherheitsan-
forderungen genügen und können wahrscheinlich auch innerhalb der Schulgebäude 
ausgeübt werden. Die müssen nicht an Endgeräten erfolgen, die den Lehrern zur Ver-
fügung gestellt werden. 

Es sei dahingestellt, ob wir dafür als Kommunen überhaupt verantwortlich sind, da wir 
Schulen und nicht Lehrer ausstatten müssen. Wir haben in unserer Stellungnahme 
unsere Rechtsauffassung dargelegt, Herr Professor Dr. Grzeszick stellte das etwas 
anders dar. 

Was weiter und in Zukunft passiert, verhandeln wir gerade mit dem Land. Einen kon-
kreten Zeithorizont können wir nicht nennen, dafür ist die Operation zu kompliziert. Es 
tut mir leid, dass die Antwort an dieser Stelle so unbefriedigend ausfällt. 

(Jochen Ott [SPD]: Das hörte sich heute Morgen anders an! – Sigrid 
Beer [GRÜNE]: Ganz genau, das ist der Punkt!) 

Vorsitzende Kirstin Korte: Herr Ott, ich weise darauf hin, dass wir jetzt noch bei der 
Wortmeldung von Herrn Krämer sind. 

Thomas Krämer (Landkreistag Nordrhein-Westfalen): Es ist ja nett; ich nehme den 
Zwischenruf mit. Ich war bei der Ausschusssitzung heute Morgen nicht anwesend, in 
Abwesenheit kann ich dazu nicht Stellung nehmen. 

(Jochen Ott [SPD]: Vielleicht beim Sommerfest der CDU!) 

– Das war ja nicht mehr heute Morgen. 

Nun zu dem, was Herr Seifen gefragt hat. Er bezog sich auf Herrn Stommel, der sinn-
gemäß sagte, dass die Arbeitsplatzbedingungen in den Schulen unzumutbar seien. 
Ich nehme das zunächst einmal als bloße Behauptung; das kann ich so nicht nachvoll-
ziehen und könnte nur aus dem Bauchgefühl heraus antworten. Ich vermute, dass 
Lehrer auch in der Schule in der Lage sind, vernünftig zu arbeiten – allerdings bin ich 
kein Experte. 

Dr. Jan Fallack (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen e. V.): Ich habe mir 
zwei Fragen bzw. Anmerkungen notiert; eine kam von Herrn Seifen, eine von Frau Beer. 

Herr Seifen, Sie hatten Ihre Frage zu der zentralen Systemverwaltung etwas präzisiert. 
Ich bedaure, meine Antwort bleibt die gleiche. Ich habe die Information nicht, die ich 
benötigen würde, um die Frage zu beantworten. Das mag daran liegen, dass diese 
Frage über den Schulbereich hinausgeht. Das ist eine Frage der allgemeinen Verwal-
tungsausrichtung. Ich werde mich kundig machen, ob das möglicherweise etwas än-
dert. Sollte ich auf diesem Wege Informationen bekommen, würde ich diese selbstver-
ständlich zur Verfügung stellen. Nach meinem Kenntnisstand ist dazu aber bisher 
nichts erhoben worden. 
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Sie hatten außerdem gefragt, ob es Erkenntnisse gibt, dass die Voraussetzungen des 
Versicherungsschutzes regional divergieren könnten. Ich habe die Frage so verstan-
den, dass es Ihnen um die Versicherung digitaler Endgeräte geht. Das ist zunächst 
einmal ein richtiger Gedanke, diese Frage muss man sich in der Tat stellen. Wenn 
man diese Geräte hat, muss man wissen, ob man sie versichern kann. Ich habe keine 
Erkenntnisse darüber, dass die Faktoren, die die Versicherungsgesellschaften zu-
grunde legen, divergieren.  

Ich habe allerdings ernsthafte Zweifel, dass es nach dem derzeitigen Stand der Dinge 
möglich sein wird, überhaupt einen Versicherer zu finden, der dieses Risiko ohne Wei-
teres in seinen Bestand nehmen würde. Jedenfalls würde sich das in die mir bekannten 
allgemeinen Versicherungsbedingungen nicht einfach einfügen lassen. Das ist sicher-
lich eine Frage, der man in diesem Zusammenhang nachgehen muss. 

Vor dem Hintergrund der Wortmeldungen meiner Vorredner fragten Sie, ob es nicht sinn-
voller wäre, digitale Endgeräte zur Verfügung zu stellen, bevor man erhebliche bauliche 
Maßnahmen durchführt, um die Arbeitsplätze in den Schulen attraktiver zu machen. 

In diesem Zusammenhang komme ich noch einmal auf mein Eingangsstatement zurück. 
Nach dem Verständnis der kommunalen Spitzenverbände bewegen wir uns bei der 
Frage zu digitalen Endgeräten für das Lehrpersonal im Bereich der nicht pflichtgebun-
denen kommunalen Selbstverwaltung. Wie mit diesem Umstand vor Ort umgegangen 
wird, betrifft genau das: kommunale Selbstverwaltung. Dafür gibt es keine Standards. 

Wir haben ja nicht einmal gültige Schulbaurichtlinien, an denen man sich zu orientieren 
hätte. Insofern glaube ich, dass diese Frage pauschal nicht zu beantworten ist. Es mag 
Fälle geben, in denen die räumliche Situation in den Schulen so beengt ist, dass es 
naheliegt, es so zu machen; in anderen Fällen mag das anders sein. 

Zu diesem Ergebnis kommt man ohnehin nur, wenn man sich auf den Standpunkt des 
Kollegen Professor Dr.Grzeszick stellt: Der spezielle Aspekt der ortsgebundenen Ar-
beitsplätze, die von mehreren Lehrpersonen gleichzeitig benutzt werden, sei eine dem 
Konnexitätsausgleich unterliegende Pflichtausgabe. Aber noch einmal: Das ist nach 
unserer Lesart nicht der Fall – in dieser Frage gibt es keine Einigkeit. 

Damit leite ich über zu den beiden Fragen von Frau Beer. Ich schließe mich im Wesent-
lichen dem an, was Thomas Krämer gerade zur Zeitperspektive sagte. Ich glaube, Sie 
hatten es selber vorhin ausgeführt. Im Schulbereich reden wir derzeit über mindestens 
drei große Themenblöcke: erstens die Rückkehr zur neunjährigen Gymnasialzeit, zwei-
tens die Neuausrichtung der schulischen Inklusion und drittens die Digitalisierung. 

Bezüglich des dritten Blocks, ist der Aspekt, den wir heute behandeln, ein kleiner Teil-
ausschnitt. So gesehen, ist natürlich zu berücksichtigen, dass sich dieses Thema auch 
in die übergeordnete Zeitplanung der Beteiligten wird einfügen müssen. Hinzu kommt 
eine Reihe kleinerer Sachfragen, die gleichzeitig auch behandelt werden müssen.  

Sollte es Konzepte geben, würden die kommunalen Spitzenverbände sich natürlich 
relativ zeitnah dazu verhalten. Die Gremien würden auch zeitnah beschließen, wenn 
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es etwas zu beschließen gibt. Aber nach dem derzeitigen Stand der Dinge sehen wir 
den Ball erst mal nicht in unserem Spielfeld – das muss man ganz klar sagen. 

Ein besonderes Anliegen ist es mir, etwas zu dem letzten Punkt, den Sie ansprachen, 
zu sagen: die effektive Mittelverwendung. Im Moment reden wir im Wesentlichen über 
„Gute Schule 2020“; das sind die Mittel, die man derzeit verauslagen kann. 

Mir ist daran gelegen, Folgendes klarzustellen: Es ist nicht ernsthaft zu befürchten, 
dass Mittel aus diesem Programm verfallen werden. Es kann auch keine Rede davon 
sein, dass die kommunalen Selbstverwaltungsträger Mittel nicht abrufen würden. Dazu 
haben wir am vergangenen Freitag eine Pressemitteilung herausgegeben, vielleicht ist 
die von Interesse. Bis zum Ende des Jahres 2018 können die Mittel aus 2017 noch 
abgerufen werden. Das bisschen, das noch nicht abgerufen worden ist, wird wahr-
scheinlich abgerufen werden.  

Genau das sieht das Gesetz vor. Und das Gesetz sieht übrigens auch vor, dass jeder, 
der diese Mittel aus „Gute Schule 2020“ in Anspruch nehmen möchte, Medienkonzepte 
in der Kommune erstellen muss. Das passiert auch, ansonsten würde man nämlich 
Gefahr laufen, diese Mittel am Ende des Tages zurückzahlen zu müssen. 

Es ist sichergestellt, dass jeder Euro, der im Rahmen dieses Programmes ausgezahlt 
wird, auch in die Schulinfrastruktur investiert wird. Sei es digital oder analog; es ist 
jedenfalls eine zweckentsprechende Verwendung.  

Vorsitzende Kirstin Korte: Meine Damen und Herren, mit Blick nach rechts und links 
sehe ich keine weiteren Wortmeldungen. – Ich entrichte Ihnen im Namen aller Aus-
schussmitglieder ein ganz herzliches Dankeschön für Ihre Anwesenheit. 

Mein Dank geht auch an den Sitzungsdokumentarischen Dienst, der sich bereit erklärt 
hat, uns das Protokoll in der 44. Kalenderwoche – das ist die Sitzungswoche nach den 
Herbstferien – zur Verfügung zu stellen. Somit könnte der mitberatende Ausschuss für 
Digitalisierung und Innovation sein Votum am 8. November abgeben; der mitberatende 
Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen könnte dies in der Sitzung 
am 9. November tun. 

Wir hätten dann die Möglichkeit, die Abstimmung in der Sitzung des Ausschusses für 
Schule und Bildung am 21. November vorzunehmen – das wäre dann das Ende der 
Beratung. 

(Allgemeiner Beifall) 
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